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Vom 11. Januar 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 10, 11, 81, 82, 84, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 wird die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen. 
Abſchnitt ! 
Amlegung 
A. Vorausſetzungen und Einleitung des Verfahrens 
8 1 

(1) Für überwiegend unbebaute Gebiete können im Intereſſe der Allgemeinheit Umlegungen zur 
Herbeiführung einer zweckmäßigen Geſtaltung der Grundſtücke vorgenommen werden. 

(2) Insbeſondere können Umlegungen vorgenommen werden zur Erſchließung von Baugelände, zur 
Verbeſſerung der Landeskultur, zur Durchführung wichtiger Verkehrswege, Deiche, Flußverlegungen und 
zu ähnlichen Zwecken. 

(3) Auch für überwiegend bebaute Teile eines Gemeindegebiets können zum Wohle der Allge— 
meinheit, insbeſondere zur Geſundung von Wohnvierteln und Häuſerblocks, Trennung von Wohn-, 
Siedlungs- und Induſtrieflächen, Gewinnung von Bau- und Gartenland für Kleinwohnungen Umle— 
gungen vorgenommen werden, wenn die Bereinigung nicht zweckmäßigerweiſe lediglich durch Enteignung 
der ganzen in Betracht kommenden Grundſtücke geſchieht oder der Gemeinde durch eine Enteignung 
ſo hohe Laſten aufgebürdet würden, daß eine notwendige Bereinigung unterbleiben würde. 

(4) Bebaute Grundſtücke dürfen in das Umlegungsverfahren erſt einbezogen werden, nachdem ihre 
Enteignung vom Senat zugunſten der die Umlegung Beantragenden (Gemeinde, Verkehrsunternehmen 
u. a.) für zuläſſig erklärt iſt oder die Eigentümer ſich einverſtanden erklärt haben. 

(5) Die Umlegung kann ſich auf zuſammenhängende oder nicht zuſammenhängende Teile eines 
Gemeindegebiets, in Ausnahmefällen über ein Gemeindegebiet hinaus erſtrecken (Umlegungsgebiet). 
Das Umlegungsgebiet iſt möglichſt ſo groß zu bemeſſen, daß vorausſichtlich alle Beteiligten in Land 
abgefunden, die erforderlichen Verkehrs- und Erholungsflächen ausgewieſen und die Koſten gedeckt 
werden können. 

8 2 

(1) Die Umlegung findet in einem förmlichen Verfahren ſtatt. Dieſes wird vom Senat durch end— 
gültigen Beſchluß eingeleitet. 

(2) Das Umlegungsverfahren kann von Amts wegen eingeleitet werden, wenn ein öffentliches 
Bedürfnis dafür vorliegt. 

(3) Das Umlegungsverfahren kann auch auf Antrag eingeleitet werden. Anträge können geſtellt 
werden von der Gemeinde, von den Körperſchaften des öffentlichen Rechts, von Verkehrsunternehmungen 
und von den Eigentümern, denen mehr als die Hälfte der Fläche des umzulegenden Gebietes gehört. 
Der Antrag kann bis zum Erlaß des Einleitungsbeſchluſſes zurückgenommen werden. Zur Zurücknahme 
des Antrags der Eigentümer genügt die Zuſtimmung von mindeſtens zwei Dritteln der am Antrage 
beteiligt geweſenen Eigentümer, wenn ihnen mindeſtens zwei Drittel des in Betracht kommenden Ge— 
bietes gehört. Die bis dahin entſtandenen Koſten fallen den Zurücknehmenden zur Laſt. Über deren 
Verteilung entſcheidet der Senat nach billigem Ermeſſen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 2. 1937.) 
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(4) Ob die geſetzlichen Vorausſetzungen vorliegen, iſt in einem Vorverfahren zu prüfen, in dem 
die Beteiligten durch einen Beauftragten des Senats zu hören ſind. 

(5) Die Antragſteller ſind verpflichtet, nach dem Ermeſſen des Senats Vorſchüſſe zu den Koſten 
des Umlegungsverfahrens zu leiſten. Im Einleitungsbeſchluß iſt dieſe Verpflichtung auszuſprechen. Im 
Falle des $ 19 find die Vorſchüſſe von der Gemeinde zu leiſten. 


83 
(1) Den Umfang des Umlegungsgebiets beſtimmt erſtmalig im Einleitungsbeſchluß der Senat. 
(2) Nach Einleitung des Verfahrens kann das Umlegungsgebiet durch Zuziehung benachbarter 
Grundſtücke geringeren Umfangs vergrößert oder durch Abtrennung entbehrlicher Grundſtücke verkleinert 
werden, ſofern dies den Zwecken der Umlegung dienlich iſt. Über dieſe Maßnahme entſcheidet der 
Umlegungsausſchuß endgültig. Sofern ſich die Notwendigkeit einer umfangreichen Veränderung des 
Umlegungsgebietes herausſtellt, iſt ein erneuter Beſchluß des Senats erforderlich. 


84 
Der Senat beſtellt einen Umlegungsausſchuß, dem die Durchführung des Umlegungsverfahrens 
obliegt. 
8 5 


Die Einleitung des Verfahrens und die Beſtellung des Ausſchuſſes ſind in der in den Umlegungs⸗ 
gemeinden ortsüblichen Weiſe öffentlich bekanntzumachen. 


B. Verfahren 


1. Der Amlegungsausſchuß 
86 


— 


S 


Der Umlegungsaiusſchuß beſteht aus 
einem Vorſitzenden, in der Regel einem beauftragten Beamten des Senats, 
einem Bauſachverſtändigen oder für ländliche Gebiete einem Landwirtſchaftsſachverſtändigen, 
. einem zum Richterſtande befähigten Rechtskundigen, 
einem geprüften Landmeſſer, 
. einem Vertreter des Meliorationsbauamts, 
einem Sachverſtändigen für die Bewertung von Grundſtücken. 

Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter ernannt. Beamte der beteiligten Gemeinden und Be— 
teiligte oder deren Beauftragte können nicht Mitglieder des Umlegungsausſchuſſes fein. Der Ausſchuß 
iſt berechtigt, noch weitere Sachverſtändige mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 

(2) Der Ausſchuß iſt, unbeſchadet der Beſtimmung in den §s 24 Abi. 2 und 25 Abſ. 2 beſchluß⸗ 
fähig, wenn ſämtliche Mitglieder zur Beſchlußfaſſung eingeladen und der Vorſitzende oder ſein Stell⸗ 
vertreter und mindeſtens die Hälfte der Mitglieder anweſend ſind. Der Ausſchuß beſchließt nach Stim- 
menmehrheit; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

(3) Der Ausſchuß wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorſitzenden vertreten. Der 
Vorſitzende führt die Geſchäfte des Ausſchuſſes und hat ſeine Beſchlüſſe vorzubereiten und auszuführen. 

(4) Die Urkunden des Ausſchuſſes ſind öffentlich. Seine Niederſchriften ſowie der Umlegungsplan 
haben die Kraft gerichtlicher Beurkundung. 


2. Bevollmächtigte 
87 

(1) Zur Vertretung gemeinſamer Belange der Beteiligten haben dieſe in einer vom Vorſitzenden 
des Ausſchuſſes zu berufenden Verſammlung für jede beteiligte Gemeinde drei Bevollmächtigte zu 
wählen, wobei die verſchiedenen Beſitzgruppen möglichſt zu berückſichtigen ſind. 

(2) Die Bevollmächtigten haben die Stellung eines geſetzlichen Vertreters und erhalten eine Be⸗ 
ſtallung. 

(3) Vernachläſſigt ein Bevollmächtigter ſeine Pflichten, ſo kann der Senat ihn auf Antrag des 
Ausſchuſſes oder von Eigentümern abſetzen. Für den Ausgeſchiedenen iſt Neuwahl vorzunehmen. 


3. Grundbuch 
88 


(J) Auf Erſuchen des Ausſchuſſes hat das Grundbuchamt in die Grundbücher der umzulegenden 
Grundſtücke einzutragen, daß das Umlegungsverfahren eingeleitet iſt (Umlegungsvermerf). 


103 
(2) Von dem Inhalt der Grundbücher hat ſich der Ausſchuß zuverläſſige Kenntnis zu verſchaffen, 
erforderlichenfalls hat er zu dieſem Zweck bei dem Grundbuchamt die Erteilung von Abſchriften zu 
beantragen. 
(3) Die nach Eintragung des Umlegungsvermerks erfolgenden Eintragungen hat das Grundbuch- 
amt dem Ausſchuß von Amts wegen bekanntzumachen. 


8 9 

(1) Nebenberechtigte (8 36 Abſ. 2), auch Nutzungs-, Gebrauchs- und dinglich Berechtigte, Pächter 
und Mieter ſind vom Ausſchuß aufzufordern, ſich zu melden, wenn ſie durch die Umlegung, insbeſondere 
durch das Erlöſchen von Rechten (§ 28) einen Schaden erleiden, der nicht in der dem Eigentümer zu 
gewährenden Land- oder Geldabfindung oder in der ihnen zu gewährenden Nutzung begriffen it. 

(2) Die Ladung erfolgt, ſoweit die Betreffenden bekannt ſind, durch Zuſtellung, im übrigen durch 
öffentliche Bekanntmachung. 

(3) Der Schaden iſt vom Ausſchuß feſtzuſtellen und demnächſt aus der Maſſe zu erſetzen. Gegen 
die Feſtſtellung iſt die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. 


4. Die Teilungsmaſſe 
8 10 
Die im Umlegungsgebiet gelegenen Grundſtücke bilden die Teilungsmaſſe. In die Maſſe ſind ins- 
beſondere auch die vorhandenen öffentlichen Verkehrs- und Erholungsflächen einzuwerfen. Die Um— 
legung erfolgt in der Regel nach dem Werte gemäß §8 11 bis 16. 


5. Die Wertumlegung 
8 11 

(1) Bei Umlegungen zur Erſchließung als Baugelände oder nach 8 1 Abſ. 3 iſt das für Ver⸗ 
kehrs⸗ und Erholungsflächen erforderliche Gelände aus der Maſſe auszuſcheiden und der Gemeinde zuzu⸗ 
weiſen. 

(2) Das über den Flächeninhalt der eingeworfenen Verkehrs- und Erholungsflächen hinaus er⸗ 
forderliche Gelände iſt der Gemeinde ſeinem Werte nach zur Laſt zu rechnen, ſoweit es im Falle der 
Einleitung des Verfahrens auf Antrag der Gemeinde oder von Amts wegen 35 vom Hundert, im 
Falle der Einleitung auf Antrag der Eigentümer 40 vom Hundert der von den Eigentümern einge: 
worfenen Grundflächen überſteigt. Bleibt der Wert der Entſchädigungen (Grundſtücke und Geldent⸗ 
ſchädigungen [S 12) der Eigentümer hinter einer angemeſſenen Entſchädigung zurück, jo iſt der Wert 
der Erholungsflächen bis zur Erreichung einer angemeſſenen Entſchädigung der Gemeinde auch inner- 
halb des Hundertſatzes inſoweit zur Laſt zu rechnen, als deren Flächeninhalt den der eingeworfenen 
Erholungsflächen überſteigt. 

§ 12 

(1) Die Eigentümer der eingeworfenen Grundſtücke erhalten nach Ausſcheidung der in § 11 ge- 
nannten Flächen Grundſtücke, deren Werte möglichſt denen der eingeworfenen entſprechen, zugewieſen. 
Bei eingeworfenen? Grundſtücken, die wegen? ihrer Geringfügigkeit zur ſelbſtändigen Bebauung nicht 
geeignet geweſen wären, iſt entweder Geldentſchädigung oder auf Antrag des Eigentümers möglichſt 
die erforderliche Zuſatzfläche aus der Maſſe zu gewähren; auch eine Einigung mit anderen Eigen— 
tümern über eine gemeinſchaftliche Landabfindung iſt zuläſſig. Der Ausſchuß hat bei widerſtreitenden 
Belangen ausgleichend zu wirken. 

(2) Bleiben die zuzuweiſenden Grundſtücke im Werte hinter den eingeworfenen zurück, ſo iſt den 
Eigentümern eine entſprechende Geldentſchädigung gutzurechnen, überſteigen ſie dieſen Wert, ſo iſt ihnen 
der Wertüberſchuß zur Laſt zu rechnen. 

(3) Ein Eigentümer, der kein Land abgetreten hat, kann nicht gezwungen werden, Land zu 
übernehmen. 

8 13 

Die Werte der eingeworfenen und zuzuweiſenden Grundſtücke ſind je beſonders zu ermitteln. Maß⸗ 
geblich für die Ermittlung iſt der Tag, an dem von dem Ausſchuß die Grundſätze für die Schätzung 
feſtgeſetzt werden. Bei der Ermittlung der Werte der eingeworfenen Grundſtücke bleibt eine Wert⸗ 
erhöhung, die mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende oder eingeleitete Umlegung eingetreten iſt, 
außer Betracht, bei der Ermittlung der Werte der zuzuweiſenden Grundſtücke it die durch die Am— 
legung bis zum Umlegungstage zu erwartende Werterhöhung einzuſchließen. 
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8 14 
(1) Außer dem Anſpruch auf Landzuweiſung haben die Eigentümer ferner Anſpruch auf Ent— 
ſchädigung in Geld 
1. für entzogene Gebäude, ſonſtige Beſtandteile und Zubehörſtücke des eingeworfenen Grundſtücks, 
2. für den Verluſt des Wertes, der dem eingeworfenen Grundſtück vermöge beſonderer natür— 
licher Eigenſchaften oder vermöge darauf gemachter Verwendungen zukommt, ſoweit nicht durch 
das zugewieſene Grundſtück entſprechender Erſatz geboten wird, 
3. für den Verluſt des auf die Benutzung der Gebäude oder die beſondere Beſchaffenheit oder 
Benutzung des Grundſtücks begründeten Gewerbes (Fabriken, Handelsgärtnereien, Baumſchulen, 
Ton- und Lehmgruben und dergleichen). 
(2) Eine Werterhöhung, die mit Rückſicht auf die in Ausſicht ſtehende oder eingeleitete Umlegung 
eintritt, bleibt hierbei außer Betracht. 


8 15 
(1) Aus der Maſſe find die Koſten des Umlegungsverfahrens ($ 35) zu beſtreiten und im Falle 
des § 11 der Gemeinde die Koſten der Anlage der Verkehrsflächen zu erſtatten, ſoweit ſie nach den 
Ortsſatzungen über Anliegerbeiträge von den Grundeigentümern aufzubringen ſind. 
(2) Die Gemeinde kann für ihre Geldanſprüche mit Grundſtücken in Höhe von deren Wert ab— 
gefunden werden. 
8 16 
Soweit Forderungen an die Maſſe und Koſten ungedeckt bleiben, ſind ſie von den Eigentümern 
der eingeworfenen Grundſtücke nach dem Verhältnis des Wertes dieſer Grundſtücke aufzubringen (Um— 
legungsbeitrag). Überſchüſſe find in gleicher Weiſe zu verteilen. 


6. Die Flächenumlegung 
8 17 

Der Ausſchuß kann beſchließen, daß im ganzen Umlegungsgebiet oder in einzelnen Teilen an 
Stelle der Umlegung nach dem Werte eine ſolche nach der Fläche und nach Maßgabe des folgenden 
Paragraphen ſtattzufinden habe. 

8 18 

(1) Auf die Flächenumlegung zur Erſchließung von Baugelände finden die Grundſätze des § 11 
Anwendung. Die Reſtmaſſe wird unter die Eigentümer verteilt. Dieſe Verteilung hat nach Zweck— 
mäßigkeit und Billigkeit und unter Zugrundelegung des Verhältniſſes zu erfolgen, in welchem die 
Eigentümer mit ihrem bisherigen Grundbeſitz an der Geſamtfläche des Umlegungsgebietes beteiligt 
waren. Dabei ſoll die Abfindung der Eigentümer tunlichſt in derſelben Lage erfolgen, in welcher ſie vor 
der Umlegung Eigentum beſaßen. § 12 Abſ. 1, Satz 2 und 3 finden Anwendung. Soweit eine 
Ermittlung von Werten notwendig iſt, hat ſie gemäß § 13 zu geſchehen. Die nach Maßgabe des 
$ 15 zu ermittelnden Koſten und die ſonſtigen Forderungen an die Maſſe werden auf die Eigentümer 
unter Berückſichtigung der Frontlänge, des Flächeninhalts oder der Lage des zugewieſenen Grundſtücks 
oder auch nach einem anderen, den aus der Umlegung erwachſenden wirtſchaftlichen Vorteil des einzelnen 
Eigentümers berückſichtigenden Maßſtabe nach freiem Ermeſſen verteilt (Umlegungsbeitrag). Eigentümer, 
die von der Umlegung keinen oder nur einen unverhältnismäßig geringen Vorteil haben, können von 
dem Umlegungsbeitrag ganz oder teilweiſe zu Laſten der übrigen befreit werden. 

(2) Iſt das nach der Fläche umzulegende Gebiet in Teilgebiete ($ 21 Abſ. 3) zerlegt worden, 
und iſt der Hundertteilſatz des zu Verkehrs- und Erholungsflächen auszuſcheidenden Geländes in den 
Teilgebieten verſchieden, ſo kann der Eigentümer bei höherem Hundertteilſatz als dem in § 11 feſtge— 
ſetzten nach Wahl Entſchädigung in Geld oder Land aus denjenigen Teilgebieten verlangen, die einen 
kleinen Hundertteilſatz abzutreten haben. 


7. Beſondere Fälle des Amlegungsverfahrens 
8 19 

Erklärt die Gemeinde ſich bereit, die beteiligten Eigentümer und die gemäß § 9 Entſchädigungs— 
berechtigten angemeſſen zu entſchädigen, die Koſten des Verfahrens zu tragen und auf die Erhebung von 
Anliegerbeiträgen für die Anlage ver Verkehrsflächen ($ 15) zu verzichten, jo hat auf ihren Antrag 
der Senat im Eröffnungsbeſchluß ihre Verpflichtung dazu auszuſprechen. Die Gemeinde erhält damit 
Anſpruch auf den nach Abfindung der Eigentümer verbleibenden Reit der Maſſe. Eine Flächen⸗ 
umlegung kommt in dieſem Falle nicht in Frage. 
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8 20 
Ertlärt die Gemeinde im Falle der Einleitung des Verfahrens auf Antrag der Eigentümer vor 
Einleitung des Verfahrens, daß ſie nicht bereit ſei, die nach § 15 Abſ. 1 verbleibenden Reſtkoſten 
der Verkehrsflächen zu tragen, ſo ſind auch dieſe durch Umlegungsbeiträge zu decken. Die Gemeinde 
hat alsdann nicht die nach $ 30 gewährten Anſprüche auf Übernahme von Grundſtücken, vielmehr ſind 
die Grundſtücke vollſtändig unter die Eigentümer zu verteilen. 


C. Umlegungsplan 
1. Aufſtellung 
8 21 

(1) Der Ausſchuß hat einen Umlegungsplan nebſt Karte aufzuſtellen. 

(2) Aus dieſem müſſen der alte und der neue Beſitzſtand nach Größe, Wert, Eigentümern und 
rechtlichen Verhältniſſen der Grundſtücke und gegebenenfalls die Verkehrs- und Erholungsflächen ſowie 
die von den Beteiligten und an ſie zu leiſtenden Zahlungen hervorgehen. 

(3) Der Umlegungsplan kann getrennt für einzelne in ſich abgeſchloſſene Teile des Geſamtgebiets 
aufgeſtellt und feſtgeſetzt werden. Die Ausdehnung und Reihenfolge dieſer Teilgebiete beſtimmt der 
Ausſchuß. 

8 22 

(1) Im Falle des § 11 iſt im Umlegungsplan im Einvernehmen mit der Gemeinde und nach 
Anhörung der Wegebaupolizeibehörde zu beſtimmen, innerhalb welcher Zeit die Verkehrsflächen des 
Umlegungsgebiets für den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig herzuſtellen ſind. Dabei kann 
für dieſe Zwecke eine nur vorläufige Herſtellung zugelaſſen und als ausreichend anerkannt werden. Die 
Friſt kann für verſchiedene Teile des Umlegungsgebiets verſchieden bemeſſen werden. 

(2) Nach Ablauf der Friſt kann die Zuſtimmung zum Anbau von der Gemeinde aus dem Grunde, 
daß die Herſtellung der Straßen und Plätze noch nicht erfolgt iſt, nicht verſagt werden. 

(3) Die Gemeinde iſt verpflichtet, den Eigentümern den Schaden zu erſetzen, der ihnen durch eine 
nicht friſtgemäße Herſtellung dieſer Verkehrsflächen entſteht. 


2. Verhandlung 
8 23 

(1) Über den Umlegungsplan und die Karte hat der Ausſchuß mit den Beteiligten zu verhandeln. 
Dieſe ſind zu einer Verhandlungstagung zu laden. Die Ladung erfolgt durch Zuſtellung und durch 
öffentliche Bekanntmachung mit der Aufforderung, etwaige Rechte geltend zu machen. In der Ladung 
iſt darauf hinzuweiſen, daß Einwendungen gegen den Umlegungsplan ſpäteſtens in der Verhandlungs- 
tagung bei dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes anzubringen ſind und daß bei dem Ausbleiben der Ge— 
ladenen ohne ihre Teilnahme über den Umlegungsplan beſchloſſen werden werde. 

(2) Den Ladungen der Antragſteller, der Gemeinden und der Eigentümer ſind Abſchriften oder 
Abdrucke der in dem Umlegungsplan enthaltenen Nachweiſungen ihres alten und neuen Beſitzſtandes 
beizufügen, ſoweit ſie für ſie von Belang ſind. 

(3) Zugleich mit dem Erlaß der Ladungen iſt der Umlegungsplan an einer von dem Vorſitzenden 
des Ausſchuſſes zu beſtimmenden Stelle offenzulegen. Die Ladungen haben einen Hinweis auf dieſe 
Offenlegung zu enthalten. Zwiſchen der Zuſtellung der Ladungen und der öffentlichen Bekanntmachung 
einerſeits und der Verhandlungstagung andererſeits muß eine Friſt von mindeſtens zwei Wochen 
liegen, deren Dauer von dem Vorſitzenden des Ausſchuſſes beſtimmt wird. 

(4) In der Verhandlungstagung, die nach Bedarf an Ort und Stelle anzuberaumen it, darf jeder 
Beteiligte erſcheinen und ſeine Rechte wahrnehmen. Schon vor ihr ſind die neuen Landabfindungen den 
Antragſtellern, den Gemeinden und den Eigentümern an Ort und Stelle anzuweiſen. 

(5) Der Wegepolizeibehörde, der Baupolizeibehörde und den Kommunalaufſichtsbehörden muß 
Gelegenheit gegeben werden, in dem Verfahren die von ihnen zu vertretenden Belange wahrzunehmen. 
Sie ſind insbeſondere von der Verhandlungstagung zu benachrichtigen und dürfen zu ihr Vertreter 
entſenden. Alle in dem Umlegungsplan enthaltenen, ſie berührenden Beſtimmungen ſind tunlichſt im 
Einvernehmen mit ihnen zu treffen; die von ihnen gegen dieſe Beſtimmungen erhobenen Einwendungen 
ſind in dem Umlegungsverfahren mitzuerledigen. 


3. Beſchlußfaſſung 
8 24 
(1) Der Ausſchuß hat über den Umlegungsplan, insbeſondere auch über die von den Beteiligten 


beantragten Anderungen oder Ergänzungen zu beſchließen und ihn erforderlichenfalls nach Maßgabe der 
Beſchlüſſe zu berichtigen und zu vervollſtändigen. 
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(2) Zur Beſchlußfaſſung nach Abſ. 1 müſſen ſämtliche Mitglieder des Ausſchuſſes oder ihre Ver— 
treter anweſend ſein. 

(3) Der Umlegungsplan iſt allen bei den Anderungen Beteiligten in einer erneuten Verhand⸗ 
lungstagung ($ 23) vorzulegen, die nicht früher als zwei Wochen nach der erſten Tagung ſtattfinden 
darf. 

4. Feſtſetzung 
8 25 

(1) Sind bei den Verhandlungstagungen gemäß SS 23 und 24 Einwendungen gegen den Um— 
legungsplan nicht erhoben oder ſind ſie gütlich erledigt worden, ſo iſt dieſer durch endgültigen Beſchluß 
des Ausſchuſſes feſtzuſetzen. 

(2) Sind Einwendungen erhoben worden und durch gütliche Verhandlungen nicht zu erledigen, 
ſo hat der Ausſchuß ($ 24 Abſ. 2) über fie zu entſcheiden und zugleich den Umlegungsplan durch 
Beſchluß feſtzuſetzen. Der Beſchluß iſt den Beteiligten, über deren Einwendungen entſchieden iſt, zuzu⸗ 
ſtellen. 

(3) Den Beteiligten hat der Ausſchuß den von ihm erlaſſenen endgültigen Beſchluß zuzuſtellen. 
Auch hat er die endgültige Feſtſetzung in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekanntzumachen. 


8 26 

(1) Wegen der in den $$ 11, 12 und 14 bezeichneten Anſprüche auf Entſchädigung in Geld 
ſteht den Beteiligten gegen den Umlegungsplan der Rechtsweg offen. 

(2) Die Klageerhebung iſt bis zum Ablauf von zwei Monaten nach dem Tage der Umlegung 
($ 27) zuläſſig. Gegen Beteiligte, denen die Überweiſungserklärung zuzuſtellen iſt ($ 27), endet dieſe 
Friſt zwei Monate nach erfolgter Zuſtellung. 

(3) Die Klage iſt zu erheben gegen die Geſamtheit der Eigentümer, die inſoweit parteifähig iſt. 
Geſetzliche Vertreter dieſer Geſamtheit der Eigentümer ſind die Bevollmächtigten gemäß 8 7. 

(4) Wegen der gemäß den $$ 11 und 19 von der Gemeinde zu zahlenden Entſchädigungen iſt 
die Klage gegen die Gemeinde zu erheben. 

(5) Die Klage iſt beim Obergericht (Senat für Verwaltungsangelegenheiten) zu erheben, das allein 
zuſtändig iſt. 

5. Ausführung 
8 27 

Die Ausführung des Umlegungsplanes wird durch die Beſchreitung des Rechtsweges nicht aufge⸗ 
halten. Sie erfolgt durch eine von dem Ausſchuß zu erlaſſende Überweiſungserklärung, die gleichzeitig 
mit dem endgültigen Beſchluß über die Feſtſetzung des Planes zuzuſtellen und mit der Mitteilung über 
fie in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekanntzumachen iſt. In der Überweiſungserklärung iſt der Tag, an 
dem die Rechtsveränderungen eintreten ſollen (Umlegungstag) zu bezeichnen. Er iſt ſo zu beſtimmen, 
daß zwiſchen dem Tage der öffentlichen Bekanntmachung einerſeits und dem Umlegungstage anderer- 
ſeits ein Zeitraum von mindeſtens einem Monat liegt. 


8 28 

(1) Mit dem Umlegungstage wird der Inhalt des Umlegungsplanes wirkſam. Die bisherigen 
Eigentumsrechte an den eingeworfenen Grundſtücken erlöſchen. Zugleich werden die eingeworfenen 
Grundſtücke von allen privatrechtlichen Belaſtungen und Beſchränkungen frei, insbeſondere hören ſie 
auf, Erbhof, Hausgut, Fideikommiß und Stammgut zu ſein oder im Lehn- oder Leihverbande zu 
ſtehen. 

(2) Die Gemeinde oder der ſonſtige Wegeunterhaltungspflichtige wird Eigentümer des nach $ 11 
zu öffentlichen Verkehrs- und Erholungsflächen ausgewieſenen Geländes. Soweit für ein eingeworfenes 
Grundſtück Land zugewieſen wird, tritt das zugewieſene Grundſtück in Anſehung des Eigentums und der 
übrigen in Abſ. 1 Satz 3 bezeichneten privatrechtlichen Beziehungen an ſeine Stelle. Von dem Über- 
gang auf das zugewieſene Grundſtück ſind jedoch ausgeſchloſſen das Erbbaurecht, die Dienſtbarkeiten, 
die Wiederkaufs⸗ und Vorkaufsrechte und die nicht lediglich in Geld-, Natural- oder perſönlichen Lei⸗ 
ſtungen beſtehenden Reallaſten, ſoweit in dem Verteilungsplan nicht ein anderes beſtimmt iſt. 

(3) Die feſtgeſetzten Geldentſchädigungen treten hinſichtlich der in dem vorhergehenden Abſatz be— 
zeichneten rechtlichen Beziehungen an die Stelle des eingeworfenen Grundſtücks. 

(4) Miet- und Pachtverhältniſſe, auf Grund deren das eingeworfene Grundſtück dem Mieter oder 
Pächter überlaſſen war, erlöſchen, ſofern nicht ihr Gegenſtand dem Vermieter oder Verpächter verbleibt 
und in dem Verteilungsplan nicht ein anderes beſtimmt iſt. 
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8 29 

(1) Auf Erſuchen des Ausſchuſſes hat das Grundbuchamt die Rechtsänderungen, die nach den 
Beſtimmungen des Umlegungsplanes und dieſer Verordnung hinſichtlich der im Grundbuch eingetragenen 
oder durch Eintragung geſicherten Rechte eintreten, in das Grundbuch einzutragen und den Umlegungs— 
vermerk zu löſchen. Mit dem Erſuchen ſind dem Grundbuchamt die vorgeſchriebenen Kataſterbuchaus⸗ 
züge vorzulegen. 

(2) Das Erſuchen iſt ohne Verzug zu ſtellen und muß die zu bewirkenden Eintragungen genau 
bezeichnen. 

8 30 N 

Soweit nach der Zuweiſung der Grundſtücke an die Antragiteller, die Gemeinden und die Eigen— 
tümer noch Grundſtücke übrigbleiben, können dieſe von den Gemeinden zu dem ermittelten Wert 
übernommen werden. Der von ihnen nicht übernommene Reſt iſt den Eigentümern zum Kauf anzu⸗ 
bieten, im übrigen zu veräußern. Dies darf nicht unter dem ermittelten Wert geſchehen. Die gleichwohl 
nach einer im Umlegungsbeſchluß feſtzuſetzenden Friſt noch übrigbleibenden Grundſtücke ſind von den 
Antragſtellern, im Falle der 88 11 oder 19 von der Gemeinde zu dem ermittelten Wert zu über— 
nehmen. 
8 31 

Mit dem Umlegungstage werden die Zahlungsverpflichtungen der Beteiligten an die Maſſe fällig, 
ſoweit die Fälligkeit nicht im Beſchluß über die Feſtſetzung des Umlegungsplanes im Einzelfalle auf 
einen ſpäteren Zeitpunkt verlegt worden iſt. Mit demſelben Tage ſind die Forderungen der Beteiligten 
an die Maſſe zu begleichen. 


8 32 
Die Vorſchriften der §88 37, 38, 47 bis 49 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum 
vom 11. Juni 1874 (Geſetzſammlung S. 221) und der Artikel 35 bis 41 des Ausführungsgeſetzes 
zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 25. September 1899 
(Geſetzſammlung S. 291), betreffend die Hinterlegung ſowie die Behandlung der Geldentſchädigungen 
in dem Falle, daß Grundſtücke Erbhof, Hausgut, Fideikommiß oder Stammgut ſind oder im Lehn- 
oder Leihverbande ſtehen oder mit Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden belaſtet 
ſind, finden entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß auch der Ausſchuß im Falle des 8 49 
des erſtgenannten Geſetzes die Vermittlung der Auseinanderſetzungsbehörden in Anſpruch zu nehmen 
berechtigt ſind. 
8 33 
Die nach dem Umlegungsplan an die Maſſe zu leiſtenden Zahlungen unterliegen auf Erſuchen des 
Ausſchuſſes der Beitreibung im Verwaltungsverfahren durch die Gemeinde. Die Ausführung des Um⸗ 
legungsplanes erfolgt auf Erſuchen des Ausſchuſſes im Wege des Verwaltungszwanges durch die 
Gemeinde gemäß den Vorſchriften des § 132 flg. des Geſetzes über die Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883. 
D. Einſtellung des Umlegeverfahrens 
8 34 
(1) Der Senat kann das Verfahren für das ganze Umlegungsgebiet oder für einen Teil von ihm 
einſtellen, wenn nach Lage der Verhältniſſe, insbeſondere mit Rückſicht auf erhobene Entihädigungs- 
anſprüche oder auf die drohende Erhebung von ſolchen Anſprüchen begründete Beſorgnis vorhanden 
iſt, daß die Durchführung des Umlegungsverfahrens unwirtſchaftlich oder für die Gemeinde mit un⸗ 
verhältnismäßiger Belaſtung verbunden ſein würde, oder wenn ſich die Durchführung des Verfahrens 
aus anderen Gründen als entbehrlich erweiſt. Vor der Beſchlußfaſſung ſoll den Beteiligten, ſoweit ſie an 
dem Verfahren teilgenommen haben, Gelegenheit gegeben werden, ſich zu dem Antrage zu äußern. Der 
Antrag iſt nur bis zum Erlaß des Feſtſetzungsbeſchluſſes (8 25) zuläſſig. 
(2) Wird demgemäß das Verfahren eingeſtellt, ſo hat auf Erſuchen des Ausſchuſſes das Grund⸗ 
buchamt den Umlegungsvermerk zu löſchen. 
(3) ber die Verteilung der bis dahin entſtandenen Koſten entſcheidet der Senat nach billigem 
Ermeſſen. 
E. Schlußbeſtimmungen 
835 
(1) Zu den Koſten des Verfahrens gehören die Koſten der Geſchäftsführung des Ausſchuſſes und 
der an die Mitglieder zu gewährenden Entſchädigung, die baren Auslagen und die Entſchädigung 
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für die Bevollmächtigten und die Koſten des Beſchlußverfahrens nach $ 25 ſowie die Koſten der Aus— 
führung des Planes. 

(2) Die Höhe der Entſchädigungen für die Mitglieder des Ausſchuſſes und die Bevollmächtigten 
bedarf der Genehmigung des Senats. 


§ 36 

(J) Als Beteiligte gelten die Antragſteller, die Gemeinden, die Eigentümer und die Bevollmäch— 
tigten. 

(2) Diejenigen, welchen ſonſt ein Recht an einem umzulegenden Grundſtück oder an einem das 
Grundſtück belaſtenden Rechte zuſteht, die Hypotheken-, Grundſchuld- und Rentenſchuldgläubi, ger, die 
Mieter oder Pächter, denen das Grundſtück auf Grund des Miet- oder Pachtrechts überlaſſen iſt, und im 
Falle der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung der betreibende Gläubiger (Nebenberechtigte) 
können, ſofern eine Verſtändigung mit dem Eigentümer nicht möglich iſt oder nicht ausreicht, verlangen, 
daß zum Ausgleich der widerſtreitenden Belange ein Güteverfahren vor dem Ausſchuß ſtattfindet. 

(3) Der Eigenbeſitzer ſteht im Sinne dieſes Paragraphen dem Eigentümer gleich. 

(4) Eigentümer und Nebenberechtigte, deren Recht im Grundbuch oder einem ſonſtigen gerichtlichen 
Buch nicht eingetragen iſt, haben auf Verlangen der Antragſteller, der Gemeinden, eines Eigentümers, 
des Ausſchuſſes oder des Senats ihr Recht glaubhaft zu machen; vor Glaubhaftmachung können ſie 
von der Teilnahme an dem Verfahren ausgeſchloſſen werden. 

(5) Zur Glaubhaftmachung genügt es in den Fällen, in welchen der Erwerb des Eigentums an 
Grundſtücken eine Auflaſſungserklärung nicht vorausſetzt, 

a) wenn dem Betreffenden von der betreffenden Gemeindebehörde beſcheinigt wird, daß er das 
Grundſtück, um welches es ſich handelt, eigentümlich beſitze, oder wenn er eine auf die Er— 
werbung des Eigentums lautende öffentliche Urkunde vorzulegen imſtande iſt; 

b) wenn dabei die übrigen Beteiligten die Legitimation nicht beſtreiten und 

c) nach Bekanntmachung der Einleitung des Verfahrens und Benachrichtigung der aus dem 
Grundbuch etwa erſichtlichen Eigentumsprätendenten bis zur Rezeßvollziehung kein anderer 
bei dem Ausſchuß Beſitzanſprüche erhoben hat. 

(6) Wer ſich nach Ablauf der in der öffentlichen Bekanntmachung gemäß $ 24 Abſatz 1 angege- 
benen Verhandlungstagung bis zum Erlaß der Überweiſungserklärung als Eigentümer meldet, muß 
alles gegen ſich gelten laſſen, was bis zu dem Zeitpunkt ſeiner Meldung mit dem nach Abſatz 5 er— 
mittelten Inhaber des Grundſtücks feſtgeſtellt worden iſt. 

(7) Der Ausſchuß iſt befugt, das Grundbuchamt um die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines Eigentümers zu erſuchen und den Eigentümer zur Beibringung der nach ſeinem Er— 
meſſen zum Nachweis des Eigentums erforderlichen Urkunden durch Ordnungsſtrafen bis zu 1000 8 
anzuhalten. 

8 37 . 

Iſt wegen eines Rechts, das den Anſpruch auf Beteiligung an dem Umlegungsverfahren begrün⸗ 
den würde, ein Rechtsſtreit anhängig, oder treten während des Verfahrens wegen eines ſolchen Rechts 
Streitigkeiten ein, ſo gelten beide Parteien als Beteiligte. Wenn wegen des ſtreitigen Rechts bis zu 
dem Zeitpunkt der Aufſtellung des Umlegungsplans weder eine rechtskräftige Entſcheidung noch eine 
gütliche Einigung herbeigeführt iſt, ſo ſind die Beteiligten wegen des ſtreitigen Rechts auf die weitere 
Auseinanderſetzung im Rechtswege zu verweiſen. Das Umlegungsverfahren als ſolches iſt auch hin— 
ſichtlich der ſtreitigen Rechte vollſtändig durchzuführen. 


Ss 38 
Haben Eigentümer von Grundſtücken im Einvernehmen mit der Gemeinde eine Umlegung im Sinne 
dieſes Abſchnitts ohne Einleitung eines Umlegungsverfahrens vertraglich vereinbart, ſo kann der Senat, 
wenn ihm nachgewieſen wird, daß Rechte Anderer nicht verletzt werden, anordnen, daß für den von 
ihnen vereinbarten Umlegungsplan die Rechtswirkungen der SS 28 bis 37 eintreten ſollen. Anſtelle 
des Ausſchuſſes tritt in dieſem Falle die Gemeinde oder die vom Senat dazu beſtimmte Behörde. 


Abſchnitt II 
Grenzberichtigung 
8 39 


(1) An Stelle der Umlegung kann durch den Beſchluß des Senats die Zwangsberichtigung der 
Grenzen benachbarter Grundſtücke angeordnet werden, falls dieſe für die Bebauung genügend groß 
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ſind und die Vorausſetzungen der Umlegung ($ 1 und 2) und entſprechende Anträge vorliegen oder 
das Verfahren von Amts wegen eingeleitet wird. s 
(2) Durch Beſchluß werden die Eigentümer ſolcher Grundſtücke verpflichtet, kleinere Grunditüds- 
teile gegen Entſchädigung zu erwerben oder abzutreten, wenn ſie zum Abſchluß des eigenen oder eines 
benachbarten Bauplatzes erforderlich ſind und ſelbſtändig nicht bebaut werden können. 


$ 40 

(1) Kommt eine Vereinbarung unter den Beteiligten nicht binnen einer vom Gemeindevorſtand 
zu ſetzenden mindeſtens 2 Monate betragenden Friſt zuſtande, ſo ſtellt der Gemeindevorſtand den 
Plan unter möglichſter Berücksichtigung der Belange aller Beteiligten auf. 

(2) Bei Ausarbeitung des Plans iſt den Beteiligten Gelegenheit zur Stellung von Anträgen zu 
geben. 

(3) Aus dem Plan müſſen der Beſitzſtand nach Größe, Wert, Eigentümern und rechtlichen Ver— 
hältniſſen der Grundſtücke vor und nach der Grenzberichtigung, die Flächenberechnung ſowie die von 
den Beteiligten und an ſie zu leiſtenden Zahlungenhervorgehen. 

§ 41 

(1) Wegen des weiteren Verfahrens finden die Vorſchriften der §§ 23 Abſ. 1 und 2, 24 Abſ. 1 
und 3, 25 bis 33, im übrigen auch die Vorſchriften der 88 34 bis 38 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſprechende Anwendung, daß an Stelle des Ausſchuſſes der Gemeindevorſtand tritt, mit der Genehmi⸗ 
gung des Senats von öffentlichen Bekanntmachungen abgeſehen werden darf und der Gemeindevor— 
ſtand für ſeine Mitwirkung am Verfahren nur ſeine Koſten berechnen darf. 

(2) Der Senat kann verlangen, daß der Grenzberichtigungsplan ihm zur Genehmigung vor— 
zulegen iſt. 

8 42 

Die ungedeckten, aus der Grenzberichtigung entſtandenen Forderungen und Koſten ſind auf die 
beteiligten Grundeigentümer unter Berückſichtigung ihres Vorteils nach Billigkeit zu verteilen. Auf Be⸗ 
ſchwerde entſcheidet der Senat. 


Abſchnitt III 
Schluß⸗ und Aber gangs beſtimmungen 
8 43 
(1) Alle entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere Artikel I Nr. 10 des Wohnungsgeſetzes 
dom 28. März 1918 (Geſetzſammlung S. 23) werden aufgehoben. 
(2) Für die Umlegung von Grundſtücken kommen fortan die Vorſchriften dieſer Verordnung aus⸗ 
ſchließlich zur Anwendung. 
(3) Verfahren, die auf Grund der bisher gültigen Geſetze anhängig ſind, ſind nach Maßgabe von 
deren Beſtimmungen durchzuführen. 
Ss 44 
Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften hingewieſen iſt, die durch dieſe Verord⸗ 
nung außer Kraft geſetzt werden, treten an ihre Stelle die Vorſchriften dieſer Verordnung. 
§ 45 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


§ 46 
Der Senat kann die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Verwal— 
tungsvorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden Inhalts treffen. 


Danzig, den 11. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B 1008 Greiſer Huth 
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23 Bau: und Siedlungs verordnung. 
Vom 11. Januar 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 10, 11, 81, 82, 84, 89 und des S 2 des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 wird die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen. 


Abſchnitt I 
Flächenaufteilungspläne 
A. Gemeindliche Flächenaufteilungspläne 
8 1 

(1) Um die bauliche Entwicklung der Gemeinden vorausſchauend zu ordnen und eine dieſe Ent— 
wicklung ſtörende Nutzung und Bebauung zu verhindern, können Flächenaufteilungspläne feſtgeſetzt 
werden. 

(2) Der Flächenaufteilungsplan kann folgende Arten von Flächen vorſehen: 

A. Freiflächen. 

1. Grünflächen. 

Zu dieſen gehören: 

a) land⸗ oder forſtwirtſchaftlich oder gärtneriſch zu nutzende Flächen (Nutzgrünflächen), 

b) Kleingartenflächen, 

c) Park- und Gartenanlagen ſowie ſonſtige für die Volksgeſundheit und die Erholung 

notwendige Flächen, 

d) Spiel- und Sportplätze, 

e) Friedhöfe, 

1) Flächen zur Aufnahme waſſerwirtſchaftlicher Anlagen. 
2. Freiflächen für beſondere Zwecke. 

B. Verkehrsflächen. 

Zu dieſen gehören insbeſondere Durchgangsſtraßen, Eiſenbahnen mit ihren Nebenanlagen, 
natürliche und künſtliche Waſſerläufe und Schiffahrtsſtraßen einſchließlich der Uferwege und 
Häfen, Verkehrsbänder (Geländeſtreifen, die Verkehrsmitteln jeder Art, insbeſondere Eiſen— 
bahnen und Kleinbahnen einſchließlich der zugehörigen Anlagen oder Kraftwagen dienen 
ſollen) und die Flughäfen; ferner Streifen, deren Nutzung zur Führung ober- oder unter- 
irdiſcher Leitungen beſchränkt werden ſoll. In die Verkehrsflächen können danebenliegende 
Geländeſtreifen, die für Nebenanlagen wie Böſchungen uſw. erforderlich ſind, oder deren Be— 
bauung zweckmäßig einheitlicher Planung mit den Verkehrsanlagen vorzubehalten iſt, aufge— 
nommen werden. 

C. Bauflächen. 

1. Induſtrieflächen, 
2. Geſchäftsflächen, 
3. Wohn⸗ und Siedlungsflächen. 

(3) Die in Abſatz 2 unter A und B genannten Flächen können bis zu ihrer plangemäßen Inanſpruch— 
nahme gleichzeitig als Nutzgrünflächen ausgewieſen werden. 

(4) Der Flächenaufteilungsplan kann ſich auf einzelne Arten dieſer Flächen beſchränken. 

(5) Der Flächenaufteilungsplan hat Angaben zu enthalten über die Höhen, über die Hauptzüge der 
Waſſerverſorgung und Entwäſſerung einſchließlich der Sammel-, Klär- und Reinigungsanlagen und 
über die Vorflutverhältniſſe. 

8 2 

(1) Bei der Geſtaltung des Flächenaufteilungsplanes ſind das Wohnbedürfnis, die Bedürfniſſe 
der Wirtſchaft, des Verkehrs, des Luftſchutzes, der Landeskultur, der öffentlichen Geſundheitspflege 
und der Natur-, Denkmal- und Heimatpflege zu beachten. 

(2) In dem Flächenaufteilungsplan müſſen für die Beſiedlung geeignete Flächen in ausreichendem 
Umfange als Wohn- und Siedlungsflächen vorgeſehen fein. Dabei iſt es unzuläſſig, ausſchließlich oder 
überwiegend gemeindeeigene Grundſtücke als Wohn- und Siedlungsflächen vorzuſehen, wenn anderes 
geeignetes Gelände vorhanden iſt, das für die Erſchließung nicht ungünſtiger liegt und im baureifen 
Zuſtand nicht höhere Grundſtückspreiſe ergeben würde. 

(3) Als Wohn- und Siedlungsflächen ſollen nicht vorgeſehen werden Grundſtücke, deren Erſchließung 
unwirtſchaftliche Aufwendungen für Straßen und andere Verkehrseinrichtungen, Verſorgungsleitungen, 
Entwäſſerungsanlagen, Schulverſorgung, Polizei- und Feuerſchutz oder ſonſtige öffentliche Aufgaben 
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erforderlich machen würde oder deren Benutzung beſondere wirtſchaftliche Schwierigkeiten oder geſund— 
heitliche Schädigungen der Bewohner zur Folge haben würde. 


83 
(1) Der Flächenaufteilungsplan iſt je nach Bedürfnis in Teilen oder im ganzen durch Ortsſatzung 
feſtzuſetzen. Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung des Senats. 
(2) Die Ortsſatzungen kreisangehöriger Gemeinden ſind zuvor vom Kreisausſchuß zu begutachten. 
(3) Ortsſatzungen und die dazugehörigen Pläne oder Planteile ſind gleichzeitig öffentlich bekannt⸗ 
zumachen. 
8 4 


Stellt die Gemeinde trotz dringenden Bedürfniſſes binnen einer ihr vom Senat zu ſtellenden Friſt 
keine Ortsſatzung auf oder ändert ſie eine ungeeignete Ortsſatzung nicht den Anforderungen des Senats 
entſprechend ab, ſo beſchließt der Senat die Aufſtellung anſtelle der Gemeinde auf deren Koſten. 


8 5 
Bei den Vorarbeiten für Flächenaufteilungspläne und Ortsſatzungen ſind die Landeskultur-, Forſt⸗ 
und Waſſerpolizeibehörden, das Siedlungsamt, die Ortspolizeibehörde, die Baupolizeibehörde, die 
Straßen⸗ und Kleinbahnverwaltungen, der Delegierte der Freien Stadt Danzig für die Eiſenbahn⸗ 
angelegenheiten ſowie die zuſtändigen amtlichen Vertretungen der Wirtſchaft zu hören. 


8 6 
Mit der Veröffentlichung ($ 3 Abſ. 3) treten die in den 88 7 und 8 genannten öffentlich-xechtlichen 
Wirkungen ein. 
8 7 


Für die einzelnen Flächen des $ 1 Abſ. 2 gelten, ſofern nicht in der Ortsſatzung Ausnahmen 

zugelaſſen ſind, folgende Anſiedlungs- und Baubeſchränkungen: | 

1. a) Auf den Nutzgrünflächen iſt nur die Errichtung von baulichen Anlagen, die land- oder 

forſtwirtſchaftlichen oder berufsgärtneriſchen Zwecken dienen, einſchließlich der zugehörigen 
Wohnbauten geſtattet. 

b) Auf den in § 1 Abſ. 2 unter A 1 b) bis f) und C genannten Flächen iſt die Errichtung 
von baulichen Anlagen nur im Einklang mit dem Zweck der Flächenbeſtimmung, auf den 
in § 1 Abſ. 2 unter A 1 b) genannten Flächen auch die der in $ 7 Ja) aufgeführten 
geſtattet. 

2. Auf Verkehrsflächen iſt die Errichtung baulicher Anlagen mit Ausnahme von landwirtſchaft⸗ 
lichen Not- und Behelfsbauten und Zubehörbauten zu Verkehrsanlagen bis zur Inanſpruch⸗ 
nahme für die öffentlichen Verkehrsanlagen unterſagt. Die Errichtung von Wohnbauten iſt 
in allen dieſen Fällen verboten. 

3. Für die Induſtrie⸗, Geſchäfts⸗, Wohn⸗ und Siedlungsflächen wird die nähere Regelung der 
Bebauung durch Baupolizeiverordnungen (8 41) getroffen. 


8 8 

(1) Maßnahmen, die eine Verringerung des Baumbeſtandes auf den im § 1 genannten Flächen 
herbeiführen, können durch Ortsſatzung von der Genehmigung des Gemeindevorſtandes abhängig 
gemacht werden. Die Ortsſatzung bedarf der Genehmigung des Senats. 

(2) Bei den im $ 1 Abſ. 2 unter A 1 a) genannten Flächen, die nach einem Forſtwirtſchafts⸗ 
plan (Betriebsplan oder Betriebsgutachten) bewirtſchaftet werden oder deren Bewirtſchaftung unter 
Leitung von ſtaatlichen oder kommunalen Behörden oder von Landwirtſchaftskammern oder ſtaat⸗ 
lich anerkannten Vereinigungen von Waldbeſitzern (Waldbeſitzvereinen, Waldbauvereinen, Bauernver— 
einen uſw.) geführt wird, darf eine Genehmigungspflicht des Gemeindevorſtandes durch Ortsſatzung 
nur für Abweichungen vom Betriebsplan und für außerplanmäßige Holzfällungen eingeführt werden. 
Die Genehmigung darf nur mit Zuſtimmung des Senats verſagt werden. Ob eine Abweichung vom 
Betriebsplan oder außerplanmäßige Holzfällungen vorliegen, entſcheidet der Senat. 

(3) Eigentümer, Waldgenoſſen, Nutzungs-, Gebrauchs- oder Dienſtbarkeits- Berechtigte ſowie 
Pächter und Käufer eines unter die Ortsſatzung fallenden Baumbeſtandes oder deren Beauftragte 
werden mit einer Geldſtrafe bis zur Höhe des doppelten Wertes der gewonnenen Erzeugniſſe beſtraft, 
wenn ſie vorſätzlich oder fahrläſſig ohne Genehmigung den Holzbeſtand verringern. Falls Erzeugniſſe 
nicht gewonnen ſind oder mildernde Umſtände vorliegen, werden die Schuldigen bei Vorſatz mit einer 
Geldſtrafe bis zu 300 G, bei Fahrläſſigkeit mit einer Geldſtrafe bis zu 150 G beſtraft. 
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(4) Die aus dem Erlaß einer Ortsſatzung entſprechend Abſatz 1 ſich ergebende Beſchränkung iſt 
nach Ablauf von 5 Jahren ſeit ihrem Eintritt auf Verlangen des Eigentümers oder Nutzungsberech— 
tigten jederzeit aufzuheben, wenn nicht die Gemeinde die von ihr betroffene Fläche nach Wahl des 
Eigentümers pachtet oder zu Eigentum erwirbt. Kann zwiſchen der Gemeinde und dem Eigentümer 
keine Einigung über den Kauf oder die Pacht ſtattfinden, jo erhält die Gemeinde das Enteignungs- 
recht gemäß den Beſtimmungen des Geſetzes über Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 
1874. Die Gemeinde iſt verpflichtet, den Baumbeſtand zu erhalten. 


B. Zwiſchengemeindliche Flächenaufteilungspläne 
8 9 

(1) Liegen Umſtände vor, die erwarten laſſen, daß innerhalb eines Kreiſes die Entwicklung über 
ein Gemeindegebiet hinausgehen wird, und tragen die beteiligten Gemeinden dieſer Entwicklung nicht 
durch Feſtſetzung eines übereinſtimmenden Flächenaufteilungsplanes Rechnung oder iſt die ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit des Kreiſes für eine wirtſchaftlich geſunde Entwicklung des Kreiſes erforderlich, 
ſo kann der Kreis nach Anhörung der beteiligten Gemeinden einen Flächenaufteilungsplan für den 
ganzen Kreis oder für Kreisteile im Wege der Kreisſatzung feſtſetzen. Ob die Vorausſetzungen des 
Satzes 1 vorliegen, entſcheidet auf Einſpruch der Gemeinden der Senat. 

(2) Die Kreisſatzung iſt für die Planungen der Gemeinden bindend. Ortsſatzungen der Ge— 
meinden treten mit der Veröffentlichung der Kreisſatzungen außer Kraft, ſofern nicht die Kreisſatzung 
anderes beſtimmt. Die Gemeinden können im Wege der Ortsſatzung Ergänzungen zur Kreisſatzung 
beſchließen. 

(3) Die Kreisſatzung bedarf der Genehmigung des Senats. 


§ 10 

(J) Kann ein Flächenaufteilungsplan einer Gemeinde oder eines Kreiſes ohne Hinzunahme eines 
anderen Gemeindegebiets oder eines anderen Kreiſes oder Kreisteiles nicht ſachgemäß feſtgeſetzt werden, 
und tragen die beteiligten Gemeinden oder Kreiſe dem nicht durch gemeinſame Feſtſetzung eines über— 
einſtimmenden Flächenaufteilungsplanes Rechnung, ſo kann der Senat einer der meiſtbeteiligten Ge— 
meinden oder einem Kreiſe aufgeben, binnen einer beſtimmten Friſt einen gemeinſamen Flächenauftei⸗ 
lungsplan aufzuſtellen. Kommt auch auf dieſe Weiſe kein gemeinſamer Flächenaufteilungsplan zu⸗ 
ſtande, jo kann der Senat ein Verfahren nach $ 11 einleiten. 

(2) In gleicher Weiſe können beſtehende Ortsſatzungen abgeändert und aufgehoben werden. 


§ 11 

(1) Der Senat beruft unter Beſtimmung des Amtsſitzes einen Ausſchuß (Flächenaufteilungsaus— 
ſchuß), der die Feſtſetzung des Planes vorzubereiten hat. 

(2) Dieſer ſetzt ſich in der Regel aus Vertretern der Gemeinden und Kreiſe, deren Zahl der Senat 
unter Berückſichtigung der Einwohnerzahl und des Umfanges der einzubeziehenden Flächen beſtimmt, 
und einem Vertreter des Senats zuſammen. Der Vorſitzende wird vom Senat ernannt. Der Ausſchuß 
hat die in $ 5 genannten Behörden und Vertretungen der Wirtſchaft zu hören. Werden die Vertreter 
der Gemeinden und Kreiſe nicht binnen einer von dem Senat zu beſtimmenden Friſt benannt, ſo beruft 
der Senat ſeinerſeits geeignete Vertreter. 

(3) Der Ausſchuß beſtimmt ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt. 

(4) Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes erfolgen mit Stimmenmehrheit und unterliegen der Geneh— 
migung des Senats. 

(5) Der Ausſchuß it beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder zur Beſchlußfaſſung eingeladen find 
und außer dem Vorſitzenden die Hälfte der Mitglieder anweſend ſind. Wird der Ausſchuß zur Be— 
ſchlußfaſſung über einen Plan zuſammengerufen, über den wegen bisheriger Beſchlußunfähigkeit ein 
Beſchluß nicht gefaßt werden konnte, iſt er bei erneutem Zuſammenſein ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

(6) Der Flächenaufteilungsplan wird im Verfahren der 88 3 und 9 durch die Gemeinden und 
Kreiſe feſtgeſetzt. 

(7) Kommt in dem Ausſchuß binnen einer vom Senat zu ſtellenden Friſt ein zur Feſtſetzung geeig— 
neter Flächenaufteilungsplan nicht zuſtande oder lehnt eine Gemeinde oder ein Kreis die Feſtſetzung 
binnen einer ſolchen Friſt ab, ſo beſchließt der Senat. 

8 12 


(1) Die bei der Vorbereitung der zwiſchengemeindlichen Flächenaufteilungspläne ($ 11) entſte⸗ 
henden Koſten werden von dem Flächenaufteilungsausſchuß nach billigem Ermeſſen verteilt. Gegen 
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feinen Beſchluß ſteht den beteiligten Gemeinden und Kreiſen die Beſchwerde an den Senat zu. 
(2) Durch Beſchluß des Flächenaufteilungsausſchuſſes können Vorſchüſſe umgelegt werden. 


O. Nachprüfung der Flächenaufteilungspläne 
8 13 
Die Gemeinden und Kreiſe ſind verpflichtet, die feſtgeſetzten Flächenaufteilungspläne alle 5 Jahre 
darauf nachzuprüfen, ob fie noch den Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 1 entſprechen. Vor dem Ablauf 
von 5 Jahren nach der Feſtſetzung ſoll eine Anderung nur in beſonders dringenden Fällen erfolgen. 


Abſchnitt II 
Fluchtlinienpläne 
8 14 

(1) Die Gemeinde hat die Aufteilung und die Bebauung eines Geländes den ſtädtebaulichen Be- 
dürfniſſen entſprechend durch Fluchtlinienpläne zu regeln. Auch für bereits bebautes Gelände können 
Fluchtlinienpläne aufgeſtellt werden. 

(2) Soweit ein Flächenaufteilungsplan durch Orts— (Kreis-) Satzung feſtgeſetzt iſt (88 3 und 9), 
hat er die Grundlage für den Fluchtlinienplan zu bilden. Beſtehende Fluchtlinienpläne ſind den 
Flächenaufteilungsplänen entſprechend abzuändern. Der Senat kann die Abänderung entſprechend der 
Vorſchrift des §S 20 Abſ. 2 anordnen. 

(3) Wo durch Brand oder andere Ereigniſſe ganze Ortsteile zerſtört worden ſind und dieſe wieder 
aufgebaut werden ſollen, iſt für ſie unverzüglich ein neuer Fluchtlinienplan aufzuſtellen. 


8 15 
(1) Durch Fluchtlinien find zu begrenzen: 
A. Verkehrsflächen. 
1. Verkehrsbänder, 
2. Straßen, 
3. Plätze, 
4. Wege, die beſonderen Zwecken dienen ſollen (Zugangswege, Verbindungswege, Wirt⸗ 
ſchaftswege, Uferwege, Wanderwege und dergleichen), 
5. andere Verkehrsflächen entſprechend § 1. 
B. Freiflächen. 
1. Erholungsflächen, 
a) Park- und Gartenanlagen, 
b) Spiel⸗ und Sportplätze, 
2. Kleingärtenflächen, 
3. Friedhöfe, 
4. Flächen zur Aufnahme waſſerwirtſchaftlicher Anlagen, 
5. Freiflächen für beſondere Zwecke. 

O. die vordere Flucht der zu bebauenden Flächen. Im Bedarfsfalle können auch die rückwärtigen 

und ſeitlichen Fluchten der zu bebauenden Flächen durch Fluchtlinien begrenzt werden. 

(2) Der Fluchtlinienplan muß eine genaue zeichneriſche Darſtellung der davon betroffenen Grund— 
ſtücke und Grundſtücksteile und eine Beſtimmung der Höhenlage und bei den unter A genannten 
Flächen möglichſt auch der beabſichtigten Entwäſſerung enthalten. N 

(3) Handlungen, die zur Vorbereitung der Aufſtellung von Fluchtlinienplänen oder ihrer Durch— 
führung erforderlich ſind, insbeſondere Bodenunterſuchungen, Vermeſſungen, müſſen Eigentümer und 
Beſitzer auf Anordnung des Gemeindevorſtandes, in Gutsbezirken des Kreisausſchuſſes gegen Erſatz 
des etwa entſtehenden Schadens auf ihren Grundſtücken dulden. Vor Anordnungen des Gemeindevor— 
ſtandes, in Gutsbezirken des Kreisausſchuſſes ſind die Eigentümer von dem Vorhaben in Kenntnis 
zu ſetzen. 

§ 16 

(1) Es find zu unterſcheiden Baufluchtlinien, Straßenfluchtlinien und Freiflächengrenzen. 

(2) Baufluchtlinien ſind diejenigen Linien, bis zu welchen die Flucht eines Gebäudes auf dem Bau⸗ 
grundſtück herangerückt werden muß. Straßenfluchtlinien ſind diejenigen Linien, die die Grenze zwiſchen 
den Verkehrsflächen und den der privaten Nutzung vorbehaltenen Flächen bilden ſollen. Freiflächen— 
grenzen ſind die Grenzen der Freiflächen entſprechend § 15 Abſ. 1 unter B. 
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(3) Zu einer Straße im Sinne dieſer Verordnung gehören die befeſtigten Flächen (Fahrbahn 
und Bürgerſteig) und die zwiſchen ihnen oder den Straßenfluchtlinien befindlichen Flächen. Beiſchläge, 
die als Bürgerſteige benutzt werden, ſind Straßen im Sinne dieſer Beſtimmung. 

(4) Die zwiſchen den Baufluchtlinien und den Straßenfluchtlinien oder Freiflächengrenzen liegen⸗ 
den Flächen find Vorgärten im Sinne dieſer Verordnung (§ 37). 


8 17 

(1) Bei der Feſtſetzung der Fluchtlinien ſind das Wohnungsbedürfnis, die Bedürfniſſe des Ver⸗ 
kehrs, des Luftſchutzes, der öffentlichen Geſundheitspflege und der Natur-, Denkmal⸗ und Heimat⸗ 
pflege zu berückſichtigen. Ferner iſt auf die Wirtſchaftlichkeit der Geländeaufſchließung, auf die zwed- 
entſprechende Entwäſſerung, auf die Lage und Entwicklung des Ortes und der Nachbarorte Bedacht 
zu nehmen. 

(2) Im Intereſſe des geſunden Wohnens iſt darauf zu ſehen, daß in ausgiebiger Zahl und 
Größe Frei⸗ und Erholungsflächen ($ 15 Abſ. 1 unter B) vorhanden ſind. 

(3) Es muß die Möglichkeit gegeben ſein, an geeigneter Stelle Kirchen, Schulen und andere öffent⸗ 
liche Bauten zu errichten. 

(4) Die Straßenbreite iſt entſprechend den Verkehrs- und Wohnungsbedürfniſſen verſchieden 
feſtzuſetzen. Es ſind zu unterſcheiden Hauptverkehrsſtraßen, Nebenverkehrsſtraßen, Wohnſtraßen, Wohn⸗ 
wege. 

8 18 

Die Fluchtlinien werden durch Gemeindebeſchluß, in Gutsbezirken durch den Kreisausſchuß nach 

Anhörung des Gutsvorſtehers feſtgeſetzt. 


819 
Fluchtlinienfeſtſetzungen für dem Nachbarortsverkehr dienende Durchgangsſtraßen bedürfen der 
Zuſtimmung des Senats nach Anhörung der Wegebaupflichtigen. 


8 20 

(1) Der Senat kann die Feſtſetzung neuer und die Abänderung beſtehender Fluchtlinienpläne, 
insbeſondere für Durchgangsſtraßen, Erholungsflächen oder Kleingartenflächen verlangen, ſofern das 
Wohnungsbedürfnis, die Bedürfniſſe des Verkehrs, der öffentlichen Geſundheitspflege und der Natur-, 
Denkmal- und Heimatpflege, polizeiliche Gründe und der Schutz für Flächen, die für die Erſchließung 
und Gewinnung von Mineralien oder für waſſerwirtſchaftliche Anlagen in Frage kommen können, es 
erfordern. Auch kann er die Abänderung von Fluchtlinien verlangen, ſofern ſie infolge des Zurück⸗ 
gehens des Bedürfniſſes für Kleingartenflächen (8 15 Abſ. 1 unter B 2) angebracht iſt. Erkennen die 
Gemeinden die Vorausſetzungen für das Verlangen nicht an, beſchließt hierüber der Senat. 

(2) Die Gemeinden haben gemäß den Entſcheidungen, die gegen ſie ergangen ſind, die Beſchlüſſe 
auszuführen. Im Falle der Weigerung kann die Aufſtellung der Pläne und ihre endgültige Feſt⸗ 
ſetzung (§ 23) auf Koſten der beteiligten Gemeinden nach Einziehung eines Koſtenbetrages im Zwangs- 
wege durch den Senat erfolgen. Der Koſtenbetrag iſt zunächſt zu ſchätzen und nach Abrechnung end— 
gültig feſtzuſetzen. 

8 21 

Fluchtlinien für wichtige Verkehrsflächen können unmittelbar vom Senat feſtgeſetzt werden, falls 
die Gemeinde ſich weigert oder es unterläßt, die Fluchtlinien binnen einer ihr vom Senat geſtellten 
Friſt feſtzuſetzen, oder wenn es ſich um Verkehrsflächen handelt, die über das Gebiet einer Ge⸗ 
meinde hinausgehen. 

i 8 22 

(1) Pläne, in denen Fluchtlinien feſtgeſetzt werden ſollen, find durch den Gemeindevorſtand, in den 
Gutsbezirken durch den Gutsvorſteher, mindeſtens zwei Wochen lang zu jedermanns Einſicht offen⸗ 
zulegen. Zeit und Ort der Auslegung ſind unter Angabe der Rechtsmittel gegen die Feſtſetzung 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Von der Offenlegung iſt die Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen; ferner ſollen die Staats⸗ 
behörden, die Nachbargemeinden und Kreiſe ſowie der Delegierte der Freien Stadt Danzig für 
Eiſenbahnangelegenheiten, ſoweit ihre Belange durch die Fluchtlinienfeſtſetzung berührt werden, benad)- 
richtigt werden. 

(3) Handelt es ſich um Fluchtlinienfeſtſetzungen, welche nur einzelne Grundſtücke betreffen und die 
Belange Anderer nicht berühren, genügt ſtatt der Offenlegung und Bekanntmachung eine Mitteilung 
an die beteiligten Grundſtückseigentümer. ö 
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$ 23 

(1) Einſprüche gegen die Fluchtlinienfeſtſetzungen ſind nach Beendigung der Auslegungsfriſt beim 
Gemeindevorſtand, in Gutsbezirken bei der Ortspolizeibehörde zu erheben. 

(2) Über die Einſprüche entſcheidet, inſoweit ſie nicht vom Gemeindevorſtand im Einvernehmen 
mit der Ortspolizeibehörde als berechtigt anerkannt werden, der Senat. 

(3) Sind Einſprüche nicht erhoben oder iſt über fie rechtskräftig beſchloſſen, jo hat der Gemeinde- 
vorſtand den Plan mit Feſtſetzungsvermerk zu verſehen und erneut öffentlich auszulegen. Die Offen- 
legung iſt ortsüblich bekanntzumachen. Mit dem Tage der Offenlegung gilt der Plan als endgültig 
feſtgeſetzt. 

8 24 

Die Vorſchriften über die Feſtſetzung von Fluchtlinienplänen gelten ſinngemäß auch für ihre Er— 

gänzungen, Anderungen oder Aufhebungen. 


8 25 

Straßen, Plätze und Wege, welche auf Grund endgültig feſtgeſetzter ($ 23 Abſ. 3) Pläne aus— 
geführt ſind, können von der Wegepolizeibehörde erſt nach vorheriger Aufhebung der Fluchtlinien einge— 
zogen werden. 

l 8 26 

(1) Gemeinden können gemeinſame Fluchtlinienpläne aufſtellen, auch können ſie nach § 20 dazu 
angehalten werden. 

(2) Die Koſten gemeinſam aufgeſtellter Fluchtlinienpläne trägt in der Regel jede Gemeinde für 
ihr Gebiet. Haben einzelne Gemeinden an der Aufſtellung, insbeſondere bei Durchgangsſtraßen, ein 
größeres oder geringeres Intereſſe, ſo verteilt im Streitfalle der Senat die Koſten nach billigem Er— 
meſſen endgültig. 

8 27 

(1) Sobald eine Fluchtlinienführung von den Gemeindeorganen ($ 18) beſchloſſen iſt oder ſobald 
der Senat ($ 20) eine beſtimmte Fluchtlinienführung vom Gemeindevorſtand verlangt hat, iſt ein Neu-, 
Um⸗ oder Ausbau über die Baufluchtlinie hinaus, abgeſehen von Vorbauten, ſoweit ſolche nach den 
Baupolizeiverordnungen zuläſſig ſind, verboten. 

(2) Die Baupolizeibehörde kann von dem Verbot Ausnahmen zulaſſen, wenn der Gemeindevorſtand 
zuſtimmt und die Abweichung von der Vorſchrift mit den in Betracht zu ziehenden polizeilichen Geſichts—⸗ 
punkten vereinbar iſt. 

(3) Die Zuſtimmung der Gemeinde kann unter Bedingungen und gegen Forderung einer Sicher— 
ſtellung erfolgen. Verſagt der Gemeindevorſtand die Zuſtimmung, ſteht dem Bauherrn die Beſchwerde 
an den Senat zu. Stellt dieſer feſt, daß durch den Umbau der Zweck der Fluchtlinienfeſtſetzung nicht 
beeinträchtigt und die Durchführung des Verfahrens nicht verteuert wird, kann er ſtatt des Gemeinde— 
vorſtandes die Zuſtimmungserklärung abgeben. 

(4) Will die Baupolizeibehörde entgegen dem Bauverbot des Abſatz 1 die Baugenehmigung nach 
Maßgabe des Abſatz 2 oder 3 erteilen, iſt in den Bauſchein ein Widerrufsvorbehalt aufzunehmen. Der 
Widerruf iſt zuläſſig, ſobald die Gemeinde die Freilegung der Straße durchführt. 

(5) Umbauten und Ausbauten der hinter der Baufluchtlinie liegende Gebäudeteile eines von der 
Baufluchtlinie getroffenen Gebäudes ſind zuläſſig, wenn der Bauherr eine von der Gemeinde anerkannte 
Beſcheinigung über den Wert des Gebäudes vor dem Umbau beibringt. 


8 28 

(1) Beſchließt der Gemeindevorſtand die Aufſtellung oder Anderung von Fluchtlinienplänen für 
größere Grundflächen, ſo kann er im Einvernehmen mit der Baupolizeibehörde über das Plangebiet 
oder Teile von ihm die Bauſperre mit der Wirkung verhängen, daß Neu-, Um- oder Ausbauten nicht 
oder doch nur inſoweit genehmigt werden, als ſie nicht die Durchführung der neuen Planungen zu er— 
ſchweren geeignet ſind. 

(2) Die Verhängung der Bauſperre iſt unter genauer Angabe des von ihr betroffenen Gebiets 
öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Die Bauſperre wird mit der Bekanntmachung rechtswirkſam und tritt außer Kraft, wenn die 
endgültige Feſtſetzung des Fluchtlinienplanes (§S 23 Abſ. 3) nicht innerhalb eines Jahres von dem 
erſtmaligen Erſcheinen dieſer Bekanntmachung an erfolgt. Die Genehmigung des Senats iſt eine Ver— 
längerung bis zu weiteren zwei Jahren zuläſſig. 

(4) Unter den gleichen Vorausſetzungen kann der Gemeindevorſtand im Einvernehmen mit der 
Baupolizeibehörde anordnen, daß die Teilung von Grundſtücken nur mit ihrer Genehmigung zuläſſig iſt. 


116 


8 29 
(1) Beſchließt der Gemeindevorſtand, für ſchlecht bebaute Gebiete Geſundungsmaßnahmen auch 
ohne Aufſtellung oder Anderung von Fluchtlinienplänen durchzuführen, ſo kann er im Einvernehmen 
mit der Baupolizeibehörde über das zu ſanierende Gebiet oder Teile von ihm die Bauſperre verhängen. 
(2) Die Vorſchriften der SS 22, 23 und 28 finden entſprechende Anwendung. Mit Genehmigung 
des Senats kann die Bauſperre auf unbeſtimmte Zeit verhängt werden. 


8 30 

(1) Durch Polizeiverordnung können für die Herſtellung und Unterhaltung der Ortsſtraßen abge— 
ſtufte Vorſchriften je nach deren Beſtimmung (Hauptverkehrsſtraßen, Nebenverkehrsſtraßen, Wohnſtraßen, 
Wohnwege) gegeben werden. 

(2) Durch Polizeiverordnung kann im Wohnintereſſe der Bevölkerung für Wohnſtraßen und Wege 
der im § 15 Abſ. 1 unter A4 gedachten Art, die dem Zugange zu Wohngebäuden dienen, der Fuhr— 
werkverkehr beſchränkt werden. 

Abſchnitt III 
Aufbaupläne 
5 8 31 

(1) Um das Entſtehen einheitlicher Straßen-, Platz- und Ortsbilder zu fördern, werden Aufbau— 
pläne feſtgeſetzt, in denen für beſtimmte Gebiete die für die Errichtung und Anderung baulicher An⸗ 
lagen zu ſtellenden Anforderungen verbindlich feſtgelegt werden. Dieſe Anforderungen können ſich vor 
allem beziehen auf die Lage und Stellung der baulichen Anlagen, die Bauweiſe, Geſchoßzahl, Dach— 
form und -neigung, Traufhöhe und ähnliches (§ 44). 

(2) Aufbaupläne ſind bei der Feſtſetzung oder Abänderung von Fluchtlinienplänen gleichzeitig mit 
dieſen für das Gebiet des Fluchtlinienplanes feſtzuſetzen, ſofern ſeine Bebauung vorgeſehen iſt. 

(3) Aufbaupläne können auch für Gebiete feſtgeſetzt werden, für die Fluchtlinienpläne ſchon be— 
ſtehen, oder für die keine Fluchtlinienpläne feſtgeſetzt werden. 

(4) Die Vorſchriften der 88 14 Abſ. 2 und 3, 18, 20, 22 Abſ. 1 und 2, 23, 24 und 26 für 
die Feſtſetzung der Fluchtlinienpläne gelten auch für die Feſtſetzung der Aufbaupläne. 


Abſchnitt IV 
Bauvorſchriften 


A. Bauvorſchriften für den Anbau an Straßen und die bauliche 
Ausnutzbarkeit von Grundſtücken 
8 32 

(1) Es dürfen nur ſolche Grundſtücke bebaut werden, welche unmittelbar an einen öffentlichen Fahr— 
weg (Fahrſtraße) grenzen. Auf anderen Grundſtücken kann die Baupolizeibehörde die Errichtung von 
Gebäuden geſtatten, wenn die Grundſtücke einen rechtlich dauernd geſicherten eigenen Zugang von 
angemeſſener Breite und Beſchaffenheit von einem öffentlichen Fahrweg (Fahrſtraße) haben, oder 
wenn für ſie die Herſtellung eines ſolchen Zugangs ſichergeſtellt iſt. 

(2) Für Gebäude auf freiliegenden Feldgrundſtücken ſind weitere Ausnahmen zuläſſig. 


8 33 

(1) Baugebiete ſind nur ſolche Gebiete, die bereits im Zuſammenhang bebaut find oder für die 
ein Fluchtlinienplan ($ 14) oder Aufbauplan ($ 31) feſtgeſetzt iſt. 

(2) Für bauliche Anlagen, die außerhalb von Baugebieten oder außerhalb eines im Zuſammen— 
hang gebauten Ortsteils ausgeführt werden ſollen, ſoll die baupolizeiliche Genehmigung verſagt werden, 
wenn ihre Ausführung der geordneten Entwicklung des Gemeindegebiets oder einer ordnungsgemäßen 
Bebauung zuwiderlaufen würde. 

(3) Dies gilt namentlich für bauliche Anlagen, deren Ausführung unwirtſchaftliche Aufwendungen 
für Straßen und andere Verkehrsein richtungen, Verſorgungsleitungen, Entwäſſerungsanlagen, Schulver— 
ſorgung, Polizei- und Feuerſchutz oder ſonſtige öffentliche Aufgaben erfordern oder deren Benutzung 
beſondere wirtſchaftliche Schwierigkeiten oder geſundheitliche Schädigungen für die Bewohner ergeben 
würde. 

8 34 1 

(1) Die Errichtung von Gebäuden, abgeſehen von ſolchen, die land- und forſtwirtſchaftlichen Zwecken 
dienen, it an ſolchen Straßen, Straßenteilen und Plätzen ($ 15 Abſ. 1 unter A 1-3) verboten, 
welche noch nicht gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen des Orts für den öffentlichen Verkehr und 
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den Anbau fertig hergeſtellt find. Die Errichtung von Wohngebäuden iſt in allen dieſen Fällen verboten. 

(2) Die Baugenehmigung kann nicht verſagt werden, wenn die Vorausſetzungen des § 22 der 
Umlegungsverordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. S. 101) gegeben ſind. 

(3) Die Baupolizeibehörde kann von dem Verbot (Abſ. 1) Ausnahmen zulaſſen, wenn der Ge— 
meindevorſtand zuſtimmt. 

(4) Der Gemeindevorſtand kann die Zuſtimmung (Abs. 3) davon abhängig machen, daß der 
Grundſtückseigentümer das Straßenland an die Gemeinde aufläßt und ihr anteilmäßig Erſatz für die 
Koſten leiſtet, die gemäß §§ 85 fla. dieſer Verordnung zu leiſten ſind. 

(5) Stellt der Gemeindevorſtand darüber hinausgehende Bedingungen oder verſagt er aus anderen 
Gründen die Zuſtimmung, ſo ſteht dem Bauherrn die Beſchwerde an den Senat zu. 

(6) Dieſer kann an Stelle des Gemeindevorſtandes die Zuſtimmung erteilen, wenn die Durch— 
führung des Bauverbots zu einer offenbaren Härte führen würde und die Abweichung von dem Bau— 
verbot mit dem öffentlichen Intereſſe vereinbar iſt. 


8 35 

(1) Auf Flächen, die für die im 8 15 Abſ. 1 unter A und B genannten Zwecke beſtimmt ſind, iſt 
die Errichtung baulicher Anlagen für vorübergehende Zwecke außer für Wohnzwecke unbeſchadet der 
Baugenehmigung nach Anzeige beim Gemeindevorſtand zuläſſig. Der Eigentümer iſt aber verpflichtet, 
die baulichen Anlagen dann, wenn die Fläche zu einem der im § 15 Abſ. 1 unter A und B genannten 
Zwecke in Anſpruch genommen wird, ohne Anſpruch auf Entſchädigung ſelbſt zu entfernen oder ihre 
Entfernung durch die Baupolizeibehörde auf ſeine Koſten zu dulden. 

(2) Soweit dieſe Flächen bisher land- oder forſtwirtſchaftlichen oder berufsgärtneriſchen Zwecken 
dienten, iſt die Errichtung von baulichen Anlagen, die dieſen Zwecken dienen ſollten, außer Wohn- 
gebäuden, nach Anzeige beim Gemeindevorſtand fernerhin geſtattet. Ferner iſt die Abſicht, Kulturver— 
beſſerungen, die eine Werterhöhung zur Folge haben, vorzunehmen, dem Gemeindevorſtand anzuzeigen. 
Eine Anderung der bisherigen tatſächlichen Nutzung iſt unzuläſſig. 

(3) Auf Kleingartenflächen iſt die Errichtung von baulichen Anlagen im Einklang mit dem Zweck 
der Flächenbeſtimmung mit Genehmigung des Gemeindevorſtandes geſtattet. 

(4) Wird die Anzeige verſäumt, kann der Eigentümer Anſprüche aus dem Bau oder der Kultur- 
veränderung nicht herleiten. 

Ss 36 

Die Errichtung von baulichen Anlagen auf Straßen und Plätzen, auch durch die Gemeinden iſt 
nur mit ausdrücklicher, ſchriftlich zu erteilender Genehmigung der Baupolizeibehörde zuläſſig, die ihre 
Entſcheidung nach Anhörung des Wegeunterhaltungspflichtigen unter Berückſichtigung aller von der 
Polizei wahrzunehmenden Belange, insbeſondere der verkehrspolizeilichen, zu treffen hat. 


8 37 

(1) Vorgärten ($ 16 Abſ. 4) find gartenmäßig anzulegen und zu unterhalten und auf Verlangen 
der Baupolizei einzufriedigen. Sie dürfen nicht bebaut werden; jedoch kann in ihnen die Baupolizei- 
behörde die Errichtung von Vorbauten, Lauben- und Gartenhäuschen zulaſſen, wenn ſich ihre Größe 
und Bauart dem Bilde der Umgebung anpaßt und der Gemeindevorſtand einwilligt. Die Anlagen in 
den Vorgärten ſowie ihre Einfriedigungen dürfen die im öffentlichen Verkehrsintereſſe erforderliche Über- 
ſicht nicht behindern. 

(2) Auch kann die Baupolizeibehörde die Benutzung der Vorgärten zu anderen Zwecken als zur 
gartenmäßigen Ausnutzung geſtatten, wenn die Eigenart der Straße eine derartige Benutzung zuläßt 
und wenn durch eine ſolche die einheitliche Geſtaltung des Straßen- und Ortsbildes nicht geſtört wird. 

(3) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben die Verlegung und Unterhaltung von öffent— 
lichen Leitungen in den Vorgärten zu dulden. Der entſtehende Schaden iſt wieder gutzumachen oder, 
falls dies nicht möglich iſt, zu erſetzen. 

8 38 

(1) Die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundſtücke iſt nach Fläche und Höhe und nach Maßgabe 
des § 41 durch die Baupolizeiverordnung abzuſtufen. Der Baupolizeiverordnung iſt nach Bedarf als 
Anlage ein Plan beizufügen, aus dem die einzelnen Bauſtufen erſichtlich ſind (Bauſtufenplan). 

(2) Wo die Baupolizeiverordnung Bauſtufen nicht feſtſetzt, dürfen nur Gebäude mit nicht mehr als 
einem Vollgeſchoß in offener Bauweiſe errichtet werden. 

(3) Gegen eine Anderung der Bauſtufen in der Baupolizeiverordnung, durch die eine größere 
Ausnutzbarkeit der Grundſtücke gegenüber dem beſtehenden Rechtszuſtande zugelaſſen werden ſoll, ſteht 
jedermann der Einſpruch an den Senat zu. Wird dem Einſpruch ſtattgegeben, tritt die neue Bauvorſchrift 
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inſoweit nicht in Kraft. Sie iſt in der durch den Einſpruchsbeſcheid ſich ergebenden Faſſung zu vers 
öffentlichen. 
8 39 
Durch die Baupolizeiverordnung werden die Mindeſtabſtände feſtgeſetzt, die zwiſchen den Gebäuden 
einzuhalten ſind, insbeſondere die Abſtände von den notwendigen Fenſtern der zum dauernden Auf— 
enthalt von Menſchen beſtimmten Räume zu gegenüberliegenden Wänden. 


8 40 

Durch die Baupolizeiverordnung werden die Mindeſtforderungen feſtgeſetzt, die an Wohnungen in 
Bezug auf Zahl und Größe der zum dauernden Aufenthalt von Menſchen beſtimmten Räume und in 
Bezug auf geſundheitliche Verhältniſſe zu ſtellen ſind. Die Anforderungen können nach Gebieten und 
Gebäudeklaſſen verſchieden ſein. 

8 41 

(1) Auf Wohn- und Siedlungsflächen können durch die Baupolizeiverordnung Gebiete abgegrenzt 
werden, in denen nur die Errichtung von Wohngebäuden mit Nebenanlagen oder neben ſolchen Ge— 
ſchäftsräume für Handwerk und Handel zugelaſſen iſt. 

(2) Auf Induſtrie- und Geſchäftsflächen iſt nur die Errichtung von gewerblichen Anlagen mit den 
dazugehörigen Nebengebäuden zugelaſſen. Wohnungen ſollen nur ſoweit errichtet werden, als es für 
die Betriebsleitung und Betriebsaufſicht erforderlich iſt. 

(3) Auf Wohn, Siedlungs-, Induſtrie- und Geſchäftsflächen können durch die Baupolizeiverord— 
nung Ortsteile, Straßen und Plätze ausgeſchieden werden, für welche die Errichtung von Anlagen nicht 
zugelaſſen iſt, die beim Betriebe durch Verbreitung übler Dünſte oder Gerüche, durch ſtarken Rauch, 
ungewöhnliches Geräuſch oder Erſchütterungen Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für die Nach— 
barſchaft oder die Bevölkerung überhaupt herbeizuführen geeignet ſind. 

(4) Durch die Baupolizeiverordnung iſt die zuläſſige Tiefe der Bebauung hinter der Baufluchtlinie 
feſtzuſetzen und ſind Beſtimmungen über die Zuläſſigkeit der Errichtung von Hintergebäuden und Seiten⸗ 
flügeln zu erlaſſen. 

8 42 

(1) Durch Baupolizeiverordnung oder Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß die Anlage von 
Steinbrüchen, Kies-, Sand⸗, Kalk⸗, Lehm⸗, Ton- oder Mergelgruben oder, wo ſolche Anlagen vor— 
handen ſind, deren Wiedereinfüllung, ſowie die Anlage von Schlacken-, Schutt⸗ und Müllablagen der 
Genehmigung des Gemeindevorſtandes bedürfen. 

(2) Gegen die Verſagung der Genehmigung findet die Beſchwerde an den Senat ſtatt. 


B. Bauvorſchriften für die äußere Geſtaltung des Straßen⸗, Platz⸗, 
Orts⸗ und Landſchafts bildes 


8 43 

(1) Die Baugenehmigung zur Ausführung von baulichen Anlagen und baulichen Anderungen iſt 
zu verſagen, wenn dadurch Straßen oder Plätze der Ortſchaft oder das Orts- oder Landſchaftsbild ver⸗ 
unſtaltet werden würden. 

(2) Durch Verordnung des Senats oder Ortsſatzung können für die Bebauung beſtimmter Ge— 
biete, z. B. Landhausviertel, Badeorte u. a. beſondere, über das ſonſt baupolizeilich zuläſſige Maß 
hinausgehende Anforderungen geſtellt werden. 

(3) Die Baupolizeibehörde iſt berechtigt, alle eee zu fordern, die ſie zur Beurteilung des 
Bauvorhabens für erforderlich hält. 

8 44 

(1) Durch Baupolizeiverordnung können Vorſchriften mit dem Ziele gegeben werden, das Ent— 
ſtehen ſtädtebaulich befriedigender Straßen-, Platz⸗ und Ortsbilder zu fördern und eine Beeinträchtigung 
der Schönheit und Eigenart des Landſchaftsbildes oder eines Fernblicks zu vermeiden. 

(2) Insbeſondere können für Kreiſe, Gemeinden, Gutsbezirke oder Teile von ſolchen Vorſchriften 
gegeben werden: 

a) über die räumliche Geſtaltung der Gebäude, 

b) über die Ausgeſtaltung der Außenflächen der Gebäude, insbeſondere über Verputz, Anſtrich, 
Ausfugung, Verkleidung, Dachausbildung und »eindeckung, 

c) zur Vermeidung oder Verdeckung von Brandgiebeln. 

(3) Es kann ferner in den Gebieten der geſchloſſenen Bauweiſe vorgeſchrieben werden, daß Ge— 
bäude einheitliche Geſimshöhen und Stockwerkshöhen haben müſſen. 

(4) Es kann ferner vorgeſchrieben werden, daß Gebäude, die in ihrem Außeren ein baukünſtleriſch 
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wertvolles Ganzes bilden, nicht in einzelnen Teilen zum Schaden des einheitlichen Eindrucks des Ge- 
ſamtbauwerks umgeſtaltet oder farbig behandelt werden dürfen. 


8 45 

(1) In Straßen und an Plätzen von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung iſt die Bau— 
genehmigung zur Ausführung von baulichen Anlagen und baulichen Anderungen zu verſagen, wenn 
dadurch die Eigenart des Straßen-, Platz- oder Ortsbildes beeinträchtigt werden würde. 

(2) Ferner iſt die Baugenehmigung zur Ausführung baulicher Anderungen an einzelnen Bau⸗ 
werken von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung und zur Ausführung von baulichen Anlagen 
und baulichen Anderungen in der Amgebung ſolcher Bauwerke zu verſagen, wenn ihre Eigenart oder 
der Eindruck, den ſie hervorrufen, durch die Bauausführung beeinträchtigt werden würde. 

(3) Wenn in der Umgebung eines ſolchen Bauwerks eine Bauausführung geplant iſt und ſie im 
weſentlichen den Anforderungen des Abſatz 2 entſprechen würde und die Koſten der geforderten Ande— 
rungen in keinem angemeſſenen Verhältnis zu den Geſamtkoſten der geplanten Bauausführung ſtehen 
würden, ſo kann von der Anwendung der Vorſchriften in Abſatz 1 und 2 abgeſehen werden. 

(a4) Welche Straßen, Plätze und Bauwerke von geſchichtlicher oder künſtleriſcher Bedeutung den 
Vorſchriften in Abſatz 1 und 2 unterliegen, wird nach Anhörung des zuſtändigen Denkmalpflegers 
durch Verordnung des Senats oder durch Ortsſatzung beſtimmt. Kommt es zwiſchen der Baupolizei 
und dem Denkmalpfleger nicht zu einer Einigung, ſo iſt der Denkmalrat zu hören (Geſetz betreffend 
den Denkmal- und Naturſchutz vom 6. 2. 1923, G. Bl. S. 245). 


§ 46 
Anpreiſungs- und Firmenſchilder (Werbezeichen) und Schaukäſten, die ſchon als bauliche Anlagen 
genehmigungspflichtig find, unterliegen den Vorſchriften der SS 43 und 45. 


8 47 

(1) Durch Bauwpolizeiverordnung kann vorgeſchrieben werden, daß das Anbringen von MWerbe- 
zeichen, die für längere Zeit beſtimmt ſind, von Schaukäſten, Aufſchriften und gemalten Anpreiſungen 
an baulichen Anlagen, die Errichtung der Träger oberirdiſcher Leitungen, der Leitungen ſelbſt und der 
Beleuchtungsträger der Genehmigung der Baupolizeibehörde bedürfen, auch wenn es ſich um keine 
baulichen Anlagen handelt. 

(2) Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn durch die Anbringung Straßen und Plätze der Ort- 
ſchaft oder das Orts- und Landſchaftsbild oder ein Fernblick beeinträchtigt werden würde. Die Ge⸗ 
nehmigung iſt ferner zu verſagen, wenn durch die Anbringung die Eigenart der in § 44 Abſ. 4 
und § 45 bezeichneten Bauwerke oder ihrer Umgebung oder der Eindruck, den fie hervorrufen, beein⸗ 
trächtigt werden würde. 

(3) Durch Baupolizeiverordnung oder Ortsſatzung können die Anforderungen, die an Werbe⸗ 
zeichen, Schaukäſten, Aufſchriften und gemalte Anpreiſungen an baulichen Anlagen zu ſtellen ſind, 
näher bezeichnet werden. 

(4) Werbezeichen und andere Anpreiſungen ſollen nur am Ort der Herſtellung und des Verkaufs 
der Waren und Leiſtungen angebracht werden, für die geworben wird. Ausnahmen ſind nur zuläſſig, 
ſoweit dafür ein Bedürfnis der Allgemeinheit vorliegt, z. B. Hinweiſe auf Tankſtellen, Ausflugsorte. 

(5) Durch Baupolizeiverordnung können auch Vorſchriften über die äußere Geſtaltung von An⸗ 
ſchlägen gegeben werden, die nicht an Anſchlagſäulen oder ſonſt dafür ausdrücklich vorgeſehenen 
Stellen angebracht werden ſollen. Das Anbringen von Plakaten außer an den dafür ausdrücklich vor⸗ 
geſehenen Stellen kann für beſtimmte Gebiete auch ganz verboten werden. Plakate, die den Vorſchrif⸗ 
ten nicht entſprechen oder ihren Zweck erfüllt haben, können im Wege polizeilichen Zwanges entfernt 
werden. 

8 48 

(1) Der Senat iſt befugt, für landſchaftlich hervorragende Teile des Gebiets der Freien Stadt 
Danzig vorzuſchreiben, daß die baupolizeiliche Genehmigung zur Ausführung von Bauten und bau— 
lichen Anderungen außerhalb der Ortſchaften verſagt werden kann, wenn dadurch das Landſchaftsbild 
verunſtaltet werden würde und dies durch die Wahl eines anderen Bauplatzes oder eine andere Bau⸗ 
geſtaltung oder die Verwendung anderer Bauſtoffe vermieden werden kann. 

(2) Vor Verſagung der Genehmigung ſind Sachverſtändige und der Gemeindevorſtand zu hören. 


8 49 
In den Naturſchutzgebieten (§ 1 des Geſetzes betreffend Denkmal- und Naturſchutz vom 6. 2. 1923 
— G. Bl. S. 245) können das Errichten baulicher Anlagen, das Anbringen von Werbezeichen und 
Schaukäſten und die Errichtung der Träger oberirdiſcher Leitungen, der Leitungen ſelbſt und der Be— 
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leuchtungsträger durch Baupolizeiverordnungen verboten oder über das ſonſt zuläſſige Maß einge- 
ſchränkt werden. f 
8 50 
Vor dem Erlaß der nach Maßgabe der SS 44 und 48 ergehenden Baupolizeiverordnungen ſind 
Sachverſtändige anzuhören. 
8 51 
Bei Bauausführungen und baulichen Anderungen der in § 45 erwähnten Art ſind von der Bau— 
polizeibehörde vor Erteilung oder Verſagung einer Baugenehmigung Sachverſtändige und der Ge— 
meindevorſtand zu hören. Will die Baupolizeibehörde die Baugenehmigung gegen den Antrag des 
Gemeindevorſtandes erteilen, ſo hat ſie ihm dies durch Beſcheid mitzuteilen. Gegen den Beſcheid ſteht 
dem Gemeindevorſtand die Beſchwerde an den Senat zu. 


8 52 
Die Berechtigung der äſthetiſchen und geſchichtlichen Geſichtspunkte in der Entſcheidung der Bau— 
polizeibehörde unterliegt nicht der Nachprüfung durch die Gerichte. 


C. Baudispenſe 
8 53 

(1) Von den zwingenden Vorſchriften der Baupolizeiverordnungen, des $ 38 Abſ. 2 und der 
Bauvorſchriften in den Ortsſatzungen über Flächenaufteilungspläne kann Befreiung (Dispens) erteilt 
werden. 

(2) Befreiungen ſind nur zuläſſig, wenn die Durchführung der Vorſchriften im Einzelfalle zu einer 
offenbaren Härte führen würde und die Abweichung von den Vorſchriften mit dem öffentlichen Inter— 
eſſe vereinbar iſt, oder wenn das öffentliche Intereſſe eine Anderung fordert. Eine Befreiung iſt auch 
dann zuläſſig, wenn ſie aus ſtädtebaulichen oder baukünſtleriſchen Gründen erforderlich iſt. 


8 54 


Vor Abgabe des Befreiungsantrages an die entſcheidende Behörde ($ 55) ſollen die Eigentümer 
der Nachbargrundſtücke gehört werden, wenn ſie durch die Befreiung beeinträchtigt werden würden. 


8 55 

(1) Über die Befreiung entſcheidet des Senat endgültig. 

(2) Der Beſchluß iſt dem Gemeindevorſtand, dem Antragſteller, der Baupolizeibehörde und den 
Eigentümern der Nachbargrundſtücke, die zu dem Antrag ſchriftlich Stellung genommen haben, zuzu— 
ſtellen. 

(3) Befreiungen können an Bedingungen geknüpft oder von Vorausſetzungen abhängig gemacht 
werden, welche mit dem Bauvorhaben in ſachlichem Zuſammenhange ſtehen. 

(4) Der Senat kann, falls erforderlich, die Eintragung der Befreiungsbedingungen in das Grund— 
buch verlangen, ſofern ſie eintragbar ſind. 

(5) Der Vorbehalt des Widerrufs einer Befreiung in einem Befreiungsbeſcheide iſt unzuläſſig. 


8 56 
(J) Zur Einlegung der Beſchwerde ſind auch der Gemeindevorſtand, die Baupolizei und die Eigen— 
tümer der Nachbargrundſtücke befugt. 
(2) Die Zuſtändigkeit zur Erteilung von Befreiungen kann durch die Baupolizeiverordnung mit 
Zuſtimmung des Senats auch anderen Organen, die zur Erledigung bauwpolizeilicher Angelegenheiten 
berufen ſind, übertragen werden. Gegen ihre Entſcheidung findet die Beſchwerde an den Senat ſtatt. 


Abſchnitt V 
Anſiedlung außerhalb von im Zuſammenhang gebauten Ortſchaften 
§ 57 

(1) Zur Errichtung eines Wohnhauſes oder zur Einrichtung eines vorhandenen Gebäudes zu einem 
Wohnhaus außerhalb einer im Zuſammenhang gebauten Ortſchaft bedarf es außer der baupolizeilichen 
Genehmigung noch einer vom Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen von der Ortspolizeibehörde zu erteilenden 
beſonderen Anſiedlungsgenehmigung, die bei der Baupolizeibehörde zu beantragen iſt. Vor der Aus— 
händigung der Anſiedlungsgenehmigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt werden. 

(2) Die Anſiedlungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die in den Grenzen eines 
nach dieſer Verordnung feſtgeſetzten Fluchtlinien- oder Aufbauplanes oder die auf einem bereits bebauten 
Grundſtück im Zuſammenhang mit Wohngebäuden errichtet oder eingerichtet werden ſollen. 
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8 58 
Die Anſiedlungsgenehmigung iſt ferner erforderlich, wenn infolge oder zum Zwecke der Amwand— 
lung eines Landguts oder eines Teiles eines ſolchen in mehrere ländliche Stellen innerhalb einer im 
Zuſammenhang gebauten Ortſchaft oder in den Fällen des $ 57 Abſ. 2 ein Wohnhaus errichtet oder 
ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden ſoll. 


$ 59 

(1) Die Anſiedlungsgenehmigung it zu verſagen, wenn das Baugrundſtück ſo beſchaffen iſt, daß 
die darauf zu errichtenden Bauten durch Senkungen, Unterſpülungen, Erdrutſch und dergleichen 
gefährdet werden. 

(2) Die Anſiedlungsgenehmigung iſt ferner zu verſagen, wenn der Untergrund in einer Weiſe 
mit ſchädlichen Stoffen durchſetzt oder verunreinigt iſt, daß die Geſundheit von Menſchen dadurch 
gefährdet iſt. 

(3) In Moorgegenden iſt die Anſiedlungsgenehmigung zu verſagen, ſolange die Entwäſſerung 
des Bodens, auf dem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, nicht geregelt iſt. 

(4) Die Anſiedlungsgenehmigung iſt in den Fällen zu verſagen, in denen nach dem Flächenauf— 
teilungsplan eine Bebauung nicht zuläſſig iſt. 


8 60 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die Anſiedlung von dem Eigen— 
tümer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberechtigten oder dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks 
oder dem Vorſteher des Gemeinde-(Guts-) Bezirks, zu welchem das zu beſiedelnde Grundſtück gehört, 
oder von einem Vorſteher derjenigen Gemeinde-(Guts-) Bezirke, an die es grenzt, Einſpruch erhoben und 
der Einſpruch durch Tatſachen begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Anſiedlung 
den Schutz der Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus der Land- oder Forſtwirtſchaft, aus dem 
Gartenbau, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. 


8 61 

(1) Vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung ſind die beteiligten Gemeinde-(Guts⸗) Vorſteher 
($ 60) von dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe haben zu prüfen, ob für ſie Anlaß vorliegt, Ein⸗ 
ſpruch gemäß § 60 zu erheben, wofür die im nächſten Satze vorgeſehene Ausſchlußfriſt gilt. Sie haben 
ferner den Antrag alsbald innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art mit dem Be— 
merken bekanntzumachen, daß gegen den Antrag von den Eigentümern, Nutzungs-, Gebrauchsberechtigten 
und Pächtern der benachbarten Grundſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen bei der be— 
ſonders zu bezeichnenden Genehmigungsbehörde Einſpruch erhoben werden könne, wenn der Einſpruch 
lid) durch Tatſachen der im § 60 bezeichneten Art begründen laſſe. 

(2) Die Einſprüche ſind von der Genehmigungsbehörde, geeignetenfalls nach Anhörung des An- 
tragſtellers und derjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, ſowie nach Aufnahme des Beweiſes zu 
prüfen. 

8 62 

(1) Iſt anzunehmen, daß infolge der Anſiedlung eine Anderung oder Neuordnung der Ge— 
meinde, Kirchen- oder Schulverhältniſſe erforderlich wird, jo ſind die beteiligten Gemeinde- (Guts-) 
Vorſteher und die Vorſtände der beteiligten Kirchen- und Schulgemeinden (Schulverbände, Schul— 
ſozietäten uſw.) von dem Antrag mit dem Eröffnen in Kenntnis zu ſetzen, daß ſie binnen einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt von 21 Tagen bei der Genehmigungsbehörde die Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen des An- 
tragſtellers für den Zweck dieſer Anderung oder Neuordnung beantragen können. 

(2) Erachtet die Genehmigungsbehörde eine ſolche Leiſtung für erforderlich, ſo hat ſie dieſe in dem 
Beſcheid feſtzuſetzen oder ihre Feſtſetzung einem weiteren Beſcheid vorzubehalten. Sie iſt hierbei an 
die etwa geſtellten Anträge nicht gebunden. 

(3) Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, ſo iſt er zu den Lei⸗ 
ſtungen verpflichtet. 

(4) Die Anſiedlungsgenehmigung kann von dem Nachweis, daß die Leiſtung erfüllt iſt, oder 
von der Beſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung haftet, abhängig gemacht werden. 


§ 63 
(1) Sind für die Anſiedlung im öffentlichen Intereſſe Anlagen erforderlich, ſo kann die Anſied⸗ 


lungsgenehmigung verſagt werden, ſolange der Antragſteller nicht dieſe Anlagen nach Umfang und 
Art ihrer Ausführung, gegebenenfalls unter Beifügung einer Zeichnung darlegt und nachweiſt, daß die 
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zu ihrer ordnungsmäßigen Ausführung nötigen Mittel vorhanden find und daß ihre künftige Unter- 
haltung dem öffentlichen Intereſſe entſprechend geregelt iſt. 

(2) In dem Beſcheid find die dem Antragſteller zu dieſem Zweck aufzuerlegenden Leiſtungen feitzu- 
ſetzen. 

(3) Bei Anlagen, die das Landeskulturintereſſe berühren, iſt in geeigneten Fällen vor Erteilung 
des Beſcheides das Meliorationsbauamt gutachtlich zuhören. 

(4) Die Anſiedlungsgenehmigung kann von der Beſtellung einer Sicherheit, die für die Erfüllung 
der Leiſtungen des Antragſtellers haftet, abhängig gemacht werden. 

(5) Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, jo iſt er zu dieſen Lei- 
ſtungen verpflichtet. 

(6) Wird eine Sicherheit nach Maßgabe vorſtehender Vorſchriften beſtellt, jo iſt die Genehmi- 
gungsbehörde zuſtändig für die Entſcheidung über Anträge auf gänzliche oder teilweiſe Freigabe der 
Sicherheit. : 

Ss 64 

(1) Wird die Anſiedlungsgenehmigung verſagt oder nicht ſchlechthin erteilt oder werden Einſprüche 
(SS 60 und 61) zurückgewieſen, jo iſt der Beſcheid mit Gründen zu verſehen und dem Antragſteller ſowie 
denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, zu eröffnen. 

(2) Dieſen ſteht innerhalb zwei Wochen gegen den Beſcheid des Kreisausſchuſſes der Antrag auf 
mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren, gegen den Beſcheid der Ortspolizeibehörde eines 
Stadtkreiſes die Klage bei der Kammer des Landgerichts für Verwaltungsangelegenheiten offen. Im 
erſteren Falle hat der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes einen Vertreter des öffentlichen Intereſſes zu 
beſtellen. 

(3) Inſoweit der Beſcheid Feſtſetzungen nach den $$ 62 und 63 enthält, ſteht dem Antragſteller 
innerhalb zwei Wochen nur die Beſchwerde an die Kammer des Landgerichts für Verwaltungsange— 
legenheiten und gegen deſſen Beſcheid innerhalb gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an den Senat 
des Obergerichts für Verwaltungsangelegenheiten offen. 

(4) Die Beſchwerde ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes auch dem Vorſitzenden des Kreis— 
ausſchuſſes zu, ſofern er die Feſtſetzungen für unzureichend erachtet oder die Anſiedlungsgenehmigung 
ohne ſolche erteilt iſt. 

(5) Wird nach den vorſtehenden Vorſchriften ein Beſcheid gleichzeitig im Beſchwerde- und im 
Verwaltungsſtreitverfahren angefochten, ſo iſt das Beſchwerdeverfahren vorab durchzuführen. 

(6) Eine Nachprüfung der nach den 88 61 und 62 getroffenen Feſtſetzungen findet im Verwal- 
tungsſtreitverfahren nicht ſtatt. g 

8 65 

Wer vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung mit einer Anſiedlung beginnt, wird mit Geld— 
ſtrafe bis 500 G oder Haft beſtraft. Auch kann die Ortspolizeibehörde die Weiterführung der An- 
ſiedlung verhindern und die Wegſchaffung der errichteten Anlagen anordnen. 


Abſchnitt VI 
Umlegung und Grenzber ichtigung von Grundſtücken 
§ 66 

Zur Erſchließung von Baugelände, zur Geſundung von Wohnvierteln, zur Trennung von Wohn-, 
Siedlungs⸗ und Induſtrieflächen und zur Durchführung von Verkehrswegen können Umlegungen und 
Grenzberichtigungen gemäß der Umlegungsverordnung vom 11. Januar 1937 (G. Bl. S. 101) vor- 
genommen werden. 

S 67 

(1) Sofern für ein Umlegungsgebiet oder Teile von ihm der Fluchtlinienplan bereits endgültig 
feſtgeſetzt iſt, darf er während des Umlegungsverfahrens ohne Zuſtimmung des Ausſchuſſes nicht ab— 
geändert werden. Der Ausſchuß kann jedoch zur leichteren Durchführung der Umlegung bei dem Ge— 
meindevorſtand beantragen, daß der Fluchtlinienplan in dem nach den 88 19 bis 28 dieſer Verordnung 
vorgeſchriebenen Verfahren geändert wird. Dieſem Erſuchen iſt binnen der von dem Ausſchuß geſtellten 
Friſt zu entſprechen. 

(2) Falls ein Fluchtlinienplan für das Umlegungsgebiet bei der Einleitung des Umlegungsver— 
fahrens noch nicht endgültig feſtgeſetzt iſt, hat die Feſtſetzung nach Anhörung des Ausſchuſſes möglichſt 
bald, jedenfalls aber zu erfolgen, bevor die Aufſtellung des Umlegungsplanes (§ 21 der Umle- 
gungsverordnung vom 11. Januar 1937) ſtattfindet. 
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§ 68 
Die Anſiedlungsgenehmigung und die baupolizeiliche Genehmigung zur Errichtung von Bauten 
auf Grundſtücken, für welche die Umlegung beantragt iſt, dürfen nur im Einvernehmen mit dem 
Ausſchuß und nach Anhörung des Gemeindevorſtandes erteilt werden. Der Ausſchuß kann an ſein 
Einverſtändnis Bedingungen knüpfen. 
§ 69 
Nach Einleitung eines Grenzberichtigungsverfahrens kann die Baupolizeibehörde die Genehmi⸗ 
gung zur Errichtung von Bauten auf Grundſtücken, für welche die Grenzberichtigung beantragt iſt, nur 
im Einverſtändnis mit dem Gemeindevorſtand oder unter der Bedingung erteilen, daß die Grenz— 
berichtigung vor Baubeginn vollzogen iſt. 


Abſchnitt VII 
Enteignungen 
8 70 

(1) Die durch Fluchtlinien begrenzten Verkehrs- und Freiflächen (88 15 flg.) können mit dem 
Tage, an dem die im § 23 vorgeſchriebene Offenlegung beginnt, von der Gemeinde im Wege des 
Enteignungsverfahrens in Anſpruch genommen werden. 

(2) Die Gemeinde iſt nicht verpflichtet, gleichzeitig die geſamte, für die planmäßigen Zwecke 
beſtimmte Fläche in Anſpruch zu nehmen. 

(3) Die in Abſatz 1 und 2 den Gemeinden gewährten Rechte ſtehen dem Staat oder den Land— 
kreiſen zu, wenn gemäß $ 21 Fluchtlinien für Staats- oder Kreisſtraßen feſtgeſetzt werden. 

(4) Der Eigentümer kann die Übernahme des ganzen Grundſtücks verlangen, wenn es durch die 
Fluchtlinien ſoweit in Anſpruch genommen wird, daß das Reſtgrundſtück nach den baupolizeilichen Vor— 
ſchriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung geeignet iſt oder nach ſeiner bisherigen Beſtimmung 
nicht mehr wirtſchaftlich genutzt werden kann. 

8 71 ö 

(1) Auf Antrag der Gemeinde kann die Zuläſſigkeit der Enteignung von Grundſtücken zu ihren 
Gunſten vom Senat ausgeſprochen werden, wenn dies im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheint, 
insbeſondere zur Geſundung der Wohnverhältniſſe, bei Straßendurchbrüchen und -neubauten, zur An⸗ 
lage von Erholungsflächen und zur Beſchaffung von Bau- und Gartenland für Kleinwohnungen, 
wenn hierfür kein Land in paſſender Lage zu angemeſſenem Preis zur Verfügung ſteht. 

(2) Die Gemeinde kann enteignete Grundſtücke oder Teile davon gegen Erſtattung der Selbſt⸗ 
koſten zur Bebauung weiterübereignen. 

8 72 

Wenn im Gebiet der geſchloſſenen Bauweiſe Grundſtücke oder Teile von Grundſtücken, die zwi- 
ſchen zwei bereits bebauten und mit Brandmauern verſehenen Grundſtücken in einer überwiegend be— 
bauten Straße (Straßenteil) liegen und nicht breiter als 50 m find (Baulüden), trotz dreimaliger, 
jedesmal binnen Jahresfriſt von der Baupolizeibehörde zu wiederholenden Aufforderung an den 
Verfügungsberechtigten unbebaut bleiben, kann auf Antrag der Gemeinde die Zuläſſigkeit der Ent- 
eignung zu ihren Gunſten vom Senat ausgeſprochen werden, nachdem die Gemeinde ſich verpflichtet 
hat, die Baulücke binnen angemeſſener, vom Senat feſtzuſetzender Friſt zu bebauen oder bebauen zu 
laſſen. Das gleiche gilt auch für Eckgrundſtücke, wenn die Straßenfront an beiden Straßen zuſammen 
nicht mehr als 80 m beträgt. 

§ 73 

Wenn die Enteignung für den Betroffenen eine große Härte bedeutet, dieſe aber durch Beſchaffung 
von Austauſchland beſeitigt oder erheblich gemildert werden kann, wenn insbeſondere ein landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betrieb in ſeiner Lebensfähigkeit empfindlich berührt wird, ſo kann auf Antrag des 
Betroffenen nötigenfalls auch Austauſchland enteignet werden. Dieſes darf nur ſolchen Betrieben der— 
ſelben oder einer unmittelbar angrenzenden Gemeinde entnommen werden, deren Fortbeſtand durch die 
Austauſchlandenteignung nicht in Frage geſtellt wird. Gegebenenfalls ſind zu dem Zweck mehrere 
Betriebe heranzuziehen. Eine Enteignung zum Zweck der Entſchädigung der für die Austauſchland— 
beſchaffung in Anſpruch genommenen Betriebe iſt ausgeſchloſſen. Die Zuläſſigkeit der Austauſchland— 
enteignung wird vom Senat ausgeſprochen. 

P 8 74 

(1) Die Verwendung der nach den $$ 71 bis 73 enteigneten Grundſtücke zu anderm als dem bei 
der Enteignung vorgeſehenen Zweck iſt, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 71 Abi. 2, unzuläſſig. 
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(2) Wird die der Gemeinde nach § 72 vom Senat geſtellte Friſt ſchuldhafterweiſe überſchritten 
oder macht die Gemeinde in den Fällen der 88 71 und 73 ein enteignetes Grundſtück ganz oder zum 
Teil innerhalb 3 Jahren nicht für die bei der Enteignung vorgeſehenen Zwecke oder zu einem Preiſe 
nutzbar, der die Entſchädigung zuzüglich Zinſen und Verwaltungskoſten überſteigt, jo hat der Ent⸗ 
eignete oder ſein Rechtsnachfolger binnen eines weiteren Jahres einen Anſpruch auf Rückübereignung 
gegen Erſtattung der Entſchädigung. Zur Sicherheit des Anſpruchs iſt auf Antrag des Enteigneten im 
Enteignungsverfahren eine Vormerkung in das Grundbuch einzutragen. 


$ 75 

(1) Für die auf Grund diefer Verordnung ſtattfindenden Enteignungen ſind die Vorſchriften des 
Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juli 1874 anzuwenden, im Falle des 
§ 70 mit Ausnahme der Vorſchriften der SS 1 bis 6 und 15 bis 23 des Enteignungsgeſetzes. 

(2) Iſt das enteignete Grundſtück landwirtſchaftlich oder gärtneriſch oder gewerblich genutzt wor⸗ 
den, ſo iſt dem Eigentümer auch nach der Beſitzeinweiſung die weitere Benutzung bis zum Zeitpunkt 
der Ausführung des von der Gemeinde beabſichtigten Unternehmens unter angemeſſenen Bedin— 
gungen zu überlaſſen. Für die Räumung iſt eine angemeſſene Friſt zu gewähren. 


Abſchnitt VIII 
Entſchädigungen 


8 76 
Soweit durch dieſe Verordnung eine Einſchränkung der Bau- und Benutzungsfreiheit eintritt, wird 
eine Entſchädigung nur inſoweit gewährt, als ſie in dieſer Verordnung vorgeſehen iſt. Für die Entziehung 
des Eigentums wird Entſchädigung nach den geſetzlichen Vorſchriften gewährt. 


$ 77 
(1) Die Entſchädigungsgrundſätze des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 
11. Juni 1874 und des Geſetzes über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren vom 9. März 1934 
(G. Bl. S. 133) unterliegen folgenden Abweichungen: 

1. Die Enteignung erfolgt gegen angemeſſene Entſchädigung. 

2. Im Falle einer Teilenteignung iſt eine dem Reſtgrundſtück aus der Durchführung des Planes 
erwachſende Werterhöhung auf die Entſchädigung anzurechnen. 

3. Eine vorſchriftswidrige Benutzung des Grundſtücks bleibt bei der Entſchädigung außer Be— 
tracht. 

4. Ein Erſatzanſpruch iſt in der Regel nicht gegeben, wenn durch die bisherigen Beſtimmungen 
die Möglichkeit eines höheren Ertrags vorgeſehen war, von dieſer aber nicht Gebrauch gemacht 
wurde. 

5. Nutzungsentſchädigungen werden nur gewährt, ſoweit der auf Grund der bisherigen Beſtim— 
mungen tatſächlich erfolgte Gebrauch oder die tatſächlich gezogene Nutzung beeinträchtigt 
wird. 

6. Der § 9 Abſ. 3 des Geſetzes vom 11. Juni 1874 findet keine Anwendung. 

(2) Die Entſchädigung für Enteignung von Land ſoll nach Möglichkeit gleichfalls in Land ge— 
währt werden. 
8 78 
Der Eigentümer kann darüber hinaus für einen Schaden Entſchädigung von der Gemeinde ver— 
langen, 

1. wenn die Straßenfluchtlinie, Freiflächengrenze oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude trifft 
und das Grundſtück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird; außerdem wird 
in denjenigen Fällen, in welchen es ſich um eine Beſchränkung des Grundeigentums infolge der 
Feſtſetzung einer von der Straßenfluchtlinie (Freiflächengrenze) verſchiedenen Baufluchtlinie 
handelt, für die Beſchränkung des bebaut geweſenen Teiles des Grundeigentums Entſchädi— 
gung gewährt; 

2. wenn für ein unbebautes, aber an einer bereits für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertiggeſtellten Straße belegenes Grundſtück die Baugenehmigung mit Rückiicht auf eine neue 
Fluchtlinienfeſtſetzung verſagt wird; die Entſchädigungsverpflichtung tritt nur für den Teil 
des Grundſtücks ein, welcher bereits nach Lage der örtlichen Verhältniſſe für eine Bebauung 
an der bereits beſtehenden anbaufähigen Straße in Frage kommt; 
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3. wenn infolge von Wiederaufbaubeſchränkungen die Reſte eines durch Brand zerſtörten oder 
geſchädigten Gebäudes nicht mehr als Bauteile bei der Wiederherſtellung des Gebäudes ver— 
wendet werden können. 

8 79 
Wenn durch die Feſtſetzung des Flächenaufteilungsplans ein Grundſtück in erheblicher Weiſe 
dauernd in ſeinem Wert gemindert wird und hierdurch für den Eigentümer eine außergewöhnliche Härte 
entſteht, ſo kann dieſer nach Ablauf von 5 Jahren verlangen, daß die Gemeinde das Grundftüd erwirbt. 
Für die Bemeſſung der Entſchädigung ſind, falls eine Einigung nicht zuſtande kommt, die Entſchädi⸗ 
gungsgrundſätze des $ 77 maßgebend. Ob eine erhebliche dauernde Wertverminderung und eine außer⸗ 
gewöhnliche Härte vorliegen, entſcheidet auf Antrag des Eigentümers der Senat. 


8 80 
Hat ein Eigentümer die Erlaubnis zum Umbau oder Ausbau der hinter der Baufluchtlinie liegenden 
Gebäudeteile gemäß 8 27 Abſ. 5 erhalten, iſt bei der Freilegung höchſtens der anerkannte Wert des 
Gebäudes der Feſtſtellung des Schadens zugrunde zu legen, es ſei denn, daß eine aus anderen Gründen 
erfolgte Werterhöhung nachweisbar iſt. 
8 81 
Soweit eine durch Fluchtlinien begrenzte Verkehrs- und Erholungsfläche zwiſchen der Fluchtlinien⸗ 
feſtſetzung und dem Zeitpunkt des Erwerbs durch die Gemeinde durch Kulturveränderungen eine Wert— 
erhöhung erfahren hat (8 35), iſt für dieſe, abgeſehen von dem Falle des $ 35 Abſ. 2 Entſchädigung 
zu leiſten. 
8 82 
(1) Soweit die wirtſchaftliche Holznutzung auf Grund der Beſtimmungen des $ 8 ſtärker als 
nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen und Vorſchriften zuläſſig iſt, eingeſchränkt wird, iſt von der Ge— 
meinde angemeſſene Entſchädigung zu leiſten. 
(2) Kommt eine Einigung über die Höhe der Entſchädigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet auf 
Antrag der Beteiligten der Senat. Die Koſten des Abſchätzungsverfahrens trägt die Gemeinde. 
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Kommt eine Einigung über die Höhe der Entſchädigung nach § 15 Abſ. 3 nicht zuſtande, To 
entſcheidet auf Antrag der Beteiligten der Senat. Die Koſten des Abſchätzungsverfahrens trägt die Ge⸗ 
meinde. 

8 84 

(1) Streitigkeiten über die Fälligkeit der Entſchädigungsanſprüche werden von den ordentlichen 
Gerichten entſchieden. 

(2) Entſchädigungen für Bauteile, die durch Fluchtlinien angeſchnitten werden, werden fällig, wenn 
die Gemeinde die Freilegung verlangt; Entſchädigungen für Nutzungsbeſchränkungen, ſoweit ſie nach 
dieſem Geſetz zu gewähren ſind, wenn die bisher tatſächlich ausgeübte Nutzung beeinträchtigt oder 
aufgehoben wird. 

Abſchnitt IX 
Anliegerbeiträge 
8 85 

Durch Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß die der Gemeinde aus der Anlage neuer zum 
Anbau beſtimmter Straßen, Straßenteile und Plätze erwachſenen Koften durch Beiträge ganz oder 
zum Teil zu decken ſind. Auch für ſchon vorhandene bisher unbebaute oder nur teilweiſe bebaute 
Straßen, Straßenteile oder Plätze können Beiträge erhoben werden. 


8 86 

(1) Zu den Koſten einer Straße, eines Straßenteils und eines Platzes gehören die Koſten des 
Grunderwerbs, der Fluchtlinienfeſtſetzung, der Vermeſſung, der Freilegung, der Entwäſſerung, des erſten 
endgültigen Ausbaues der Fahrbahn und des Bürgerſteiges, der Beleuchtung und Bepflanzung. 
Gegebenenfalls gehören dazu die Koſten der Leitungen für die Waſſerverſorgung und Entwäſſerung, 
insbeſondere für die Schmutz- und Regenwaſſerabführung, der anliegenden Grundſtücke, für die Zu⸗ 
leitung von Gas und Strom, inſoweit ſie für dieſe Grundſtücke notwendig find. Die Koſten der An— 
ſchlußleitungen gehören nicht zu den Straßenkoſten. 

(2) Als endgültig gilt der Straßenausbau, der nach Ablauf von 5 Jahren ſeit Baubeginn vor⸗ 
handen iſt. 
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(3) Zu den Straßenbaukoſten können auch die Koſten der zeitweiſen, höchſtens jedoch fünfjährigen 
Unterhaltung hinzugerechnet werden. 
8 87 
Die Beiträge werden von den Eigentümern der angrenzenden Grundſtücke (Anlieger) erhoben. 


$ 88 

(1) Die Beitragspflicht tritt für jedes Grundſtück ein, ſobald darauf nach Beginn des Baues der 
Straßenſtrecke mit der Errichtung von Gebäuden begonnen wird. 

(2) Durch Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß die Beiträge für Straßen, Straßenteile und 
Plätze auch von unbebauten Grundſtücken, ſobald ſie gewerblich genutzt werden, zu entrichten ſind. Die 
Erhebung von Beiträgen von unbebauten Grundſtücken, die zu einem land- oder forſtwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen Betrieb gehören und entſprechend genutzt werden, ſowie von Kleingärten und Klein— 
gartenflächen iſt nicht zuläſſig. 

(3) Wird die Straßengrenze eines Grundſtücks, deſſen Eigentümer zu Straßenkoſten herangezogen 
iſt, ſpäter dadurch verlängert, daß mit dem Grundſtück eine Grundfläche wirtſchaftlich vereinigt wird, 
für welche die Straßenkoſten noch nicht bezahlt ſind, ſo ſind dem Eigentümer die auf die Verlängerung 
entfallenden Straßenkoſten nachträglich zur Laſt zu legen. 


8 89 

(1) Zu den Straßen- und Platzkoſten können Beiträge nicht für mehr als die Hälfte der Straßen⸗ 
und Platzbreite und, wenn die Straße und der Platz breiter als 26 m ſind, nicht für mehr als 13 m 
der Straßen- und Platzbreite zuſammen, und zwar davon für nicht mehr als 5,5 m der Fahrbahnbreite 
erhoben werden. Soll eine Straße oder ein Platz dauernd nur einſeitig bebaut werden, jo können Bei- 
träge auch für die ganze Straßen- und Platzbreite erhoben werden, jedoch nicht für mehr als 13 m, 
davon nicht mehr als 5,5 m Fahrbahn. Iſt an der Straße oder an dem Platz nur eine Bebauung 
mit nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſen für Kleinwohnungen geſtattet, ſo dürfen Beiträge nicht für 
mehr als 8 m der Straßen- und Platzbreite, und zwar davon nicht für mehr als Z m Fahrbahnbreite 
erhoben werden. Wird die Zweckbeſtimmung der Gebäude ſpäter geändert, ſo können von dem jeweiligen 
Eigentümer des Grundſtücks die Beiträge nachträglich verlangt werden, ſoweit ſie ermäßigt waren. 

(2) Für die Berechnung der Beiträge iſt als Maßſtab die Länge der die Straße berührenden 
Grenzen des Grundſtücks oder der Umfang der für das einzelne Grundſtück zuläſſigen baulichen Wus- 
nutzung oder ein anderer den wirtſchaftlichen Vorteil berückſichtigender Maßſtab zugrunde zu legen. 

(3) Bei Berechnung der Beiträge find die Koſten der geſamten Anlage der Straße, des Straßen— 
teils oder Platzes zuſammenzurechnen und den Eigentümern nach dem beſchloſſenen Maßſtabe (Abſ. 2) 
und in der Beſchränkung des Abſatz 1 zur Laſt zu legen. 

(4) Durch Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß über drei Vollgeſchoſſe hohe Gebäude, die ganz 
oder in der Hauptſache zu gewerblichen Zwecken benutzt werden, unter Entlaſtung der übrigen zu er- 
höhten Beiträgen herangezogen werden; auch können Eckgrundſtücke entlaſtet werden, ſofern die Heran— 
ziehung zu den vollen Koſten beider Straßen eine ungewöhnliche Härte bedeuten würde. 

(5) Im Einzelfalle kann durch Gemeindebeſchluß, abweichend von der vorſtehenden Regelung, für 
die Koſtenermittlung und Beitragsberechnung eine feſtumgrenzte Mehrheit von Straßen und Plätzen als 
wirtſchaftliche Einheit zugrunde gelegt und die Erhebung einheitlicher Beiträge für das geſamte Gebiet 
oder von abgeſtuften Beträgen für Teilgebiete angeordnet werden. Gehört zu dieſen Gebieten ein 
ſolches, auf dem nur eine Bebauung mit nicht mehr als zwei Vollgeſchoſſen für Kleinwohnungen ge 
ſtattet iſt, ſo iſt für dieſe eine Abſtufung im Sinne des Abſatz 1 Satz 2 vorzunehmen. 


8 90 
Durch Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß die Koſten je nach der Fertigſtellung feſtgeſetzt und 
gefordert werden können. 
8 91 
(1) Durch Ortsſatzung kann auch allgemein oder für einzelne Straßentypen beſtimmt werden, daß 
die Beiträge im voraus auf Grund von Einheitsſätzen, die nach der Art ($ 30) und dem Ausbau der 
Straßen und Plätze abzuſtufen ſind, erhoben werden und die ſo zu berechnen ſind, daß die wirklichen 
Koſten von Straßen oder Plätzen dieſer Art vorausſichtlich nicht überſchritten werden. In einem auf 
Grund des § 69 des Kommunalabgabengeſetzes entſtandenen Verwaltungsſtreitverfahren iſt die Ge- 
meinde verpflichtet, den Nachweis zu führen, daß die durchſchnittlichen Koſten für Straßen oder Plätze 
dieſer Art durch die für ſie beſtimmten Einheitsſätze nicht überſchritten werden. 
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(2) Wird hierbei feſtgeſtellt, daß die Einheitsſätze dieſe Koſten überſchreiten, iſt die Gemeinde 
verpflichtet, die Ortsſatzung entſprechend abzuändern. Kommt ſie innerhalb einer Friſt von 2 Monaten 
dieſer Verpflichtung nicht nach, ſo ſetzt auf Antrag der Aufſichtsbehörde der Senat die Sätze ander— 
weit feſt. 

8 92 

Die näheren Beſtimmungen innerhalb der in den SS 85 bis 91 gegebenen Grenzen werden durch 

die Ortsſatzungen feſtgelegt. Dieſe bedürfen der Genehmigung durch den Senat. 


8 93 

(1) Durch Ortsſatzung kann beſtimmt werden, daß die Beiträge zu den Koſten für Straßen, die 
ihrer Lage und Ausſtattung nach als Wohnſtraßen der Minderbemittelten beſonders geeignet erſcheinen 
(Kleinwohnungsſtraßen), ganz oder teilweiſe erlaſſen werden können, ſofern die Gebäude an dieſen 
Straßen hauptſächlich für Kleinwohnungen oder für gemeinnützige Einrichtungen zugunſten der Minder— 
bemittelten (Kinderfürſorge, Fortbildung, Erholung und dergleichen) beſtimmt find. Wird die Zwed- 
beſtimmung der Gebäude ſpäter geändert, ſo können von dem jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks 
die Beiträge nachträglich verlangt werden, ſoweit ſie erlaſſen ſind. 

(2) Durch Ortsſatzung können hinſichtlich der Straßen, der Gebäude und der Wohnungen die 
Vorausſetzungen näher feſtgeſetzt werden, unter denen die Vergünſtigung eintritt. 


8 94 
Solange die Eigentümer von Grundſtücken nach den Vorſchriften dieſes Abſchnittes Beiträge 
zu leiſten haben, können ſie nicht nach anderen Vorſchriften des kommunalen Abgabenrechts zu Bei— 
trägen für denſelben Zweck herangezogen werden. 


§ 95 
Für die Rechtsmittel gegen die Heranziehung (Veranlagung) finden die Vorſchriften der SS 69 
flg. des Kommunalabgabengeſetzes Anwendung. 


§ 96 
Die Gemeinden find verpflichtet, die auf Grund der 88 15 und 15a des Geſetzes betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften vom 
2. Juli 1875/28. März 1918 (G. S. S. 23) erlaſſenen Ortsſatzungen mit den Vorſchriften dieſer 
Verordnung in Übereinſtimmung zu bringen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, die Anderung oder 
Ergänzung von Ortsſatzungen, welche den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes zuwiderlaufen, unter An⸗ 
gabe der Gründe anzuordnen. Ortsſatzungen, welche bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung in 
Geltung geweſen ſind, bleiben bis zur rechtsgültigen Abänderung beſtehen. Wird die Ortsſatzung inner- 
halb einer zu beſtimmenden Friſt nicht angepaßt, ſo kann ſie durch die Aufſichtsbehörde außer Kraft 
geſetzt werden. 
8 97 
Die Anlagen von Straßen und Plätzen durch Unternehmer bedarf der Zuſtimmung des Ge— 
meindevorſtandes. 
Abſchnitt X 
Allgemeine Vorſchriften 
Ss 98 
In den Beziehungen dieſer Verordnung ſteht der Erbbauberechtigte dem Eigentümer gleich. 


8 99 
Bei den Vorſchriften dieſer Verordnung mit Ausnahme des Abſchnittes IX (Anliegerbeiträge) 
iſt unter der Bezeichnung Grundſtück jeder im wirtſchaftlichen und räumlichen Zuſammenhang ſtehende 
Grundbeſitz desſelben Eigentümers begriffen. 
8 100 
Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften hingewieſen iſt, die durch dieſe Verord⸗ 
nung außer Kraft geſetzt werden, treten an ihre Stelle die entſprechenden Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung. 
8 101 
Beſchwerden, Einſprüche, Einwendungen ſind in den Fällen dieſer Verordnung, ſofern in der Ver⸗ 
ordnung nicht andere Friſten geſetzt ſind, innerhalb 2 Wochen nach Bekanntmachung oder Zuſtellung, 
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wo ſolche angeordnet iſt, bei der Behörde anzubringen, deren Entſcheidung oder Verfügung angefochten 
wird. Für die Wahrung der Friſt genügt auch die Anbringung bei der Behörde, die über Beſchwerde, 
Einſpruch uſw. entſcheidet. 
Abſchnitt XI 
Schluß⸗ und Über gangsbeſtimmungen 


$ 102 
(1) &s werden aufgehoben: 
1. das Geſetz betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ähnlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (G. S. S. 561), 
2. die SS 143 bis 146 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwal⸗ 
tungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237), 
3. der § 10 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152), 
4. das Geſetz gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragenden Gegenden vom 2. Juni 
1902 (G. S. S. 159), 
5. das Anſiedlungsgeſetz vom 10. Auguſt 1904 (G. S. S. 227), 
6. das Geſetz gegen die Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaftlich hervorragenden Ge— 
genden vom 15. Juli 1907 (G. S. S. 260), 
7. die SS 3 und 4 des Zweckverbandgeſetzes vom 19. Juli 1911 (G. S. S. 115), 
8. Artikel 1 bis 4 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 (G. S. S. 23) mit Ausnahme 
des Artikels 1 Nr. 10, 
9. der Abſchnitt III und der § 31 Ziffer 6 des Geſetzes betreffend Denkmal- und Naturſchutz— 
geſetz vom 6. 2. 1923 (G. Bl. S. 245). 
(2) Verfahren, die auf Grund der unter 1 bis 9 aufgeführten Geſetze anhängig ſind, ſind nach 
Maßgabe der bisherigen Beſtimmungen durchzuführen. 


$ 103 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


8 104 
Der Senat kann die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und allgemeinen Verwal⸗ 
tungsvorſchriften erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden Inhalts treffen. 


Danzig, den 11. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B 10% Greifer Huth 
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Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt W Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben Ni hi zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die ee Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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